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Beginn der Sitzung: 14:30 Uhr 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Vorsitzende, Abg. Erwin Rüddel (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Zuschauerinnen und Zu-
schauer, liebe Sachverständige, ich begrüße alle 
ganz herzlich zu unserer 154. Sitzung des Aus-
schusses für Gesundheit in Form einer öffentlichen 
Anhörung als Mischung aus Präsenzsitzung und 
Online-Meeting. Vorab möchte ich die Sachverstän-
digen und alle anderen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer bitten, sich per Webex mit Namen anzu-
melden, damit wir das auch entsprechend im Pro-
tokoll vermerken können. Bitte schalten Sie Ihre 
Mikrofone vorerst stumm. Meine Damen und Her-
ren, in der heutigen Anhörung geht es um den Ge-
setzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
„Entwurf eines Vierten Gesetzes zum Schutz der 
Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nati-
onaler Tragweite“ und um zwei Anträge der Frak-
tion DIE LINKE. „Corona-Strategie für besonders 
gefährdete Menschen zum Nutzen der ganzen Ge-
sellschaft“ sowie „Lockdown-Maßnahmen durch 
Gesetz, nicht durch Verordnung“. Die vergangenen 
Wochen haben gezeigt, dass das Infektionsgesche-
hen trotz aller Bemühungen und trotz der bereits 
durchgeführten Impfungen erneut an Dynamik ge-
wonnen hat. Um der staatlichen Schutzpflicht für 
Leben und Gesundheit zu entsprechen und einer 
Überforderung des Gesundheitssystems vorzubeu-
gen, sind nach Ansicht der Koalitionsfraktionen 
bundeseinheitliche Maßnahmen erforderlich. Um 
diese durchsetzen zu können, sollen deshalb Lü-
cken im IfSG geschlossen werden. Mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen 
wird deshalb eine bundesweit verbindliche Not-
bremse eingeführt, die greift, wenn die 7-Tage-Inzi-
denz an drei aufeinanderfolgenden Tagen den 
Schwellenwert von 100 übersteigt. Zudem wird die 
Bundesregierung ermächtigt, bei einer Inzidenz 
über 100 per Rechtsverordnung einheitliche 
Corona-Maßnahmen festzulegen. Die Fraktion 
DIE LINKE. fordert in ihren Anträgen zum einen, 
dass alle im Rahmen der Bekämpfung der 
Corona-Pandemie zu treffenden Entscheidungen 
von substantiellem Gewicht künftig vom Deutschen 
Bundestag getroffen werden. Außerdem soll eine 
bedarfsbezogene Corona-Teststrategie für alle ge-

sellschaftlichen Bereiche, in denen besonders ge-
fährdete Menschen aufeinandertreffen, eingeführt 
werden. Diese gesetzlichen Vorhaben und Forde-
rungen werden wir jetzt in den nächsten 90 Minu-
ten mit Experten diskutieren. Bevor wir anfangen, 
will ich kurz den Ablauf der Anhörung erklären. 
Die Anhörung dauert insgesamt 90 Minuten. Diese 
90 Minuten wurden auf die Fraktionen entspre-
chend ihrer Stärke verteilt: CDU/CSU 31 Minuten, 
SPD 20 Minuten, AfD 11 Minuten, FDP 10 Minuten 
sowie DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
jeweils 9 Minuten. Ich darf sowohl die Fragenden 
als auch die Sachverständigen bitten, sich kurz zu 
fassen, damit viele Fragen gestellt und beantwortet 
werden können. Die aufgerufenen Sachverständi-
gen sollten vor der Beantwortung der Frage daran 
denken, ihr Mikrofon und ihre Kamera freizuschal-
ten. Es ist für das Protokoll und die Zuschauer 
wichtig, sich mit Namen und Verband vorzustellen. 
Sobald Sie Ihren Redebeitrag beginnen, sind Sie für 
uns auf dem Videowürfel im Saal zu sehen. Des 
Weiteren bitte ich alle im Saal Anwesenden die 
Mobiltelefone auszuschalten. Ein Klingeln kostet 
fünf Euro. Ich weise darauf hin, dass die Anhörung 
im Parlamentsfernsehen live übertragen und das 
Wortprotokoll heute Abend auf der Internetseite 
des Ausschusses veröffentlicht wird. Ich danke 
denjenigen Sachverständigen, die eine schriftliche 
Stellungnahme eingereicht haben. Wir beginnen 
jetzt mit der Anhörung. Die erste stellt die 
CDU/CSU-Fraktion. 

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Die erste Frage rich-
tet sich an den Einzelsachverständigen (ESV) Prof. 
Dr. Wollenschläger. Wir haben mit dem Gesetz 
zwei Ziele verfolgt, nämlich die staatliche Schutz-
pflicht für Leben und Gesundheit, der wir entspre-
chen wollen, und die Funktionsfähigkeit des Ge-
sundheitssystems. Wir haben mit dem Gesetzent-
wurf jetzt eine bundesgesetzliche Grundlage für 
eine verbindliche Notbremsenregelung geschaffen. 
Wie beurteilen Sie den Grundansatz des Gesetzent-
wurfs?  

ESV Prof. Dr. Ferdinand Wollenschläger: Ange-
sichts eines hochgradigen Infektionsgeschehens mit 
Relevanz für die Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems ordnet der Deutsche Bundestag erst-
mals selbst Maßnahmen der Pandemiebekämpfung 
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durch Parlamentsgesetz an. Dies ist von der Bun-
desgesetzgebungskompetenz für den Infektions-
schutz gedeckt, trotz einer gewissen Spannungslage 
mit der Kultushoheit der Länder und verleiht den 
Maßnahmen ein Höchstmaß an demokratischer Le-
gitimation. Überdies ermöglicht dieses Vorgehen in 
Abkehr von der bisherigen Praxis die Notbremse 
bundeseinheitlich und unmittelbar in Kraft zu set-
zen. Damit möchte ich allerdings weder ein Plädo-
yer für eine generelle parlamentsgesetzliche Detail-
steuerung noch für eine generelle Zentralisierung 
der Pandemiebekämpfung verbinden. Tatbestandli-
cher Anknüpfungspunkt ist die 7-Tage-Inzidenz. 
Das heißt aber nicht, und das ist wichtig, dass an 
einen abstrakten Inzidenzwert angeknüpft werde. 
Vielmehr begründet der Gesetzgeber sein Abstellen 
auf die 7-Tage-Inzidenz dem Grunde und der Höhe 
nach und nimmt das Infektionsgeschehen darüber 
hinaus umfassend in den Blick, etwa seine Dyna-
mik und Diffusität, die Belastung des Gesundheits-
systems oder die Vermeidung von Escape-Virusva-
rianten. Ein oftmals gezogener Vergleich mit  
§ 28a IfSG führt in die Irre, da bei § 28a der Gesetz-
geber der Verwaltung ein Programm für die Ent-
scheidung über Schutzmaßnahmen vorgibt, bei der 
Notbremse aber der Gesetzgeber Schutzmaßnahmen 
selbst unmittelbar anordnet, für die das Entschei-
dungsprogramm im Gesetzgebungsverfahren abge-
arbeitet wurde. Nachdem damit die der Anordnung 
der Schutzmaßnahmen zugrundeliegende Bewer-
tung des Infektionsgeschehens im Gesetzgebungs-
verfahren erfolgt ist, bleibt der Gesetzgeber zur kon-
tinuierlichen Beobachtung der Lage und gegebe-
nenfalls Aktualisierung der Regelung verpflichtet. 
Daher und im Interesse eines Grundrechtschutzes 
durch Verfahren empfiehlt sich eine Befristung der 
Anordnungen. Was die grundrechtliche Dimension 
betrifft, so gehen mit den angeordneten Schutzmaß-
nahmen natürlich Grundrechtseingriffe von erheb-
licher Breite, Tiefe und auch Dauer einher. Mit 
dem Schutz von Leben und Gesundheit, einschließ-
lich der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssys-
tems, verfolgen die Pandemiebekämpfungsmaßnah-
men freilich gewichtige Ziele. Kein Aspekt kann 
absoluten Schutz beanspruchen. Aufgabe des Parla-
ments ist es, in dem durch das Übermaß und Unter-
maß eröffneten Korridor effektiven Grundrechts-
schutz bei Wahrung höchstmöglicher Freiheit si-
cherzustellen. Hierbei können natürlich im Rah-
men der Einschätzungsprärogative politisch Priori-
täten gesetzt werden. Letzter Punkt, mit Blick auf 

die besonders kontrovers diskutierten, hier nicht 
abschließend auf ihre Verfassungskonformität hin 
beurteilen nächtlichen Ausgangsbeschränkungen, 
sei auf folgende Punkte hingewiesen. Die Verhält-
nismäßigkeit nächtlicher Ausgansbeschränkungen 
wird in der Rechtsprechung unterschiedlich einge-
schätzt, also nicht generell verneint. Entscheidend 
ist zunächst die kontrovers diskutierte und rechts-
wissenschaftlich nicht beurteilbare Wirksamkeit 
dieser Maßnahme, wofür der Gesetzgeber, dem in-
soweit eine Einschätzungs- und Prognosepräroga-
tive zukommt Erfahrungen aus anderen Staaten 
und wissenschaftliche Studien anführt. Mit Blick 
auf die Erforderlichkeit der nächtlichen Ausgangs-
beschränkungen und damit die Frage nach milde-
ren Mitteln ist zu berücksichtigen, dass diese Maß-
nahme als Teil der Notbremse im Kontext weiterer 
äußerst grundrechtssensibler Maßnahmen, wie die 
Schließung von Betrieben, Schulen oder Einrich-
tungen der Kindertagesbetreuung steht, womit kein 
prinzipieller Nachrang von nächtlichen Ausgangs-
beschränkungen angenommen werden kann. 

Abg. Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU): Ich richte 
meine Frage an den ESV Prof. Dr. Wollenschläger. 
Im § 28b, Absatz 6 IfSG ist eine Rechtsverord-
nungsermächtigung an die Bundesregierung vorge-
sehen die zwei Bestandteile beinhaltet. Zum einen 
ermöglicht sie weitergehende Eingriffe. Dort würde 
mich interessieren, ob Sie den Wesentlichkeitsvor-
behalt und insbesondere die Voraussetzungen von 
Artikel 80, Absatz 1 GG als gegeben ansehen? Der 
zweite Teil dieser Rechtsverordnungsermächtigung 
betrifft den Teil, wo es um geimpfte Immunisierte 
geht, welche Rechtsfolgen man daran knüpfen kann 
oder auch knüpfen muss, wenn keine Infektiosität 
mehr vorhanden ist. Ist das aus Ihrer Sicht ein trag-
fähiges Regelungskonzept? Müssen wir möglicher-
weise einen anderen Regelungsstandort finden, 
weil diese Frage, wie gehen wir mit geimpften um, 
ist eine Frage, die sich auch für Konstellationen 
stellt, die jenseits der Inzidenz von 100 sind, also 
auch wenn wir eine Inzidenz von 80 haben, müsste 
man das ja adressieren. 

ESV Prof. Dr. Ferdinand Wollenschläger: Was die 
Verordnungsermächtigung betrifft, das hatte ich im 
Detail näher in meiner Stellungnahme ausgeführt, 
deswegen im Grundsatz nur ganz kurz: Genauso 
wie § 28a wahrt auch § 28b, Absatz 6 im Grundsatz 
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die verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsanforde-
rungen. Ich habe in meiner Stellungnahme Punkte 
aufgezeigt, die meines Erachtens präzisierungs- 
und modifikationsbedürftig sind, etwa die Inbezug-
nahme der Verhältnismäßigkeit sichernden Kaute-
len des § 28a, Absatz 2 und 6, die Angleichung des 
§ 28b Absatz 6 an die zeitliche und örtliche Kon-
kretisierung in Absatz 1. Ich erachte es auch ge-
nauso wie bei § 28a, Absatz 5 empfehlenswert, ein 
Befristungs- und Begründungserfordernis vorzuse-
hen. Über die Präzisierung der Abweichungsbefug-
nis kann man sicher auch noch nachdenken. Zu Ih-
rer zweiten und sehr wichtigen Frage, nämlich der 
Immunisierung: Da ist es natürlich so, wenn man 
Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung mit dem 
Ziel, eine Verbreitung des Virus, schwerer Erkran-
kungen und eine Überlastung des Gesundheitssys-
tems zu verhindern, rechtfertigt, kommt einer Im-
munisierung durch Impfung, durch die schwere Er-
krankungen oder auch eine Übertragung des Virus 
verhindert wird, Bedeutung für die Rechtferti-
gungsfähigkeit der Eingriffe zu, weil sie sich natür-
lich dann hinsichtlich immunisierter Personen 
nicht mehr mit diesen Zielen rechtfertigen lassen. 
In tatsächlicher Hinsicht setzt das jetzt voraus, das 
ist natürlich keine juristische Frage, dass die Imp-
fung eine entsprechende Wirkung hat. Wenn Unsi-
cherheiten bleiben, muss über die Hinnahme des 
Restrisikos entschieden werden. Überdies kann 
man natürlich auch gegenüber immunisierten Per-
sonen Beschränkungen aufrechterhalten aus ander-
weitigen verhältnismäßigen Gründen, etwa mit 
Blick auf Kontrollmöglichkeiten, was im Einzelfall 
natürlich auch nach der Eingriffsintensität der je-
weiligen Maßnahme zu entscheiden ist. Meines Er-
achtens nimmt die Möglichkeit einer typisierten 
Regelung mit der zunehmenden Zahl der Immuni-
sierten ab. Um schließlich noch den Bogen zur 
Ausgangsfrage zu schlagen: Es sind, insoweit sich 
entsprechende Beschränkungen gegenüber immu-
nisierten als nicht rechtfertigungsfähig erweisen, 
natürlich entsprechende Ausnahmen vorzusehen. 
Das liegt jetzt nicht im Ermessen des Verordnungs-
gebers wie es im § 28b, Absatz 6 anklingt. Überdies 
bedarf natürlich eine solche Ausnahmeregelung der 
Anwendung auch jenseits der Schwelle der 7-Tage-
Inzidenz von 100, weshalb es sich meines Erach-
tens empfiehlt, jenseits des Absatzes 6 eine alle 
Konstellationen, also Maßnahmen auf Landes-
ebene, die Schutzmaßnahmen nach den Absät-

zen 1 ff der Notbremse und nach der Verordnungs-
befugnis des Absatzes 6, umfassende sozusagen Ge-
samtregelung der Thematik, also für alle diese Be-
reiche, losgelöst vom Absatz 6.  

Abg. Lothar Riebsamen (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an den ESV Prof. Dr. Brenner. Mit dem 
Gesetzentwurf soll sichergestellt werden, dass bei 
einem hohen Infektionsgeschehen weitgehende 
Maßnahmen ergriffen werden, um eine Abschwä-
chung des Infektionsgeschehens zu erreichen. Wie 
bewerten Sie den vorgesehenen Gesetzentwurf aus 
rechtlicher Perspektive? 

ESV Prof. Dr. Michael Brenner: Ich würde bei einer 
Gesamtbetrachtung meinen, dass dieser Gesetzent-
wurf insgesamt gelungen ist. Er findet, wie ich 
meine, den richtigen Weg zwischen den erforderli-
chen Maßnahmen, um die deutlich gestiegenen In-
fektionszahlen einzugrenzen auf der einen Seite 
und verhältnismäßigen Grundrechtseinschränkun-
gen auf der anderen Seite. Er ist getragen vom Ziel, 
eine möglichst schnelle Reduzierung der Infekti-
onszahlen zu erreichen. Wir wissen alle, dass diese 
in den letzten Tagen wieder deutlich und drama-
tisch nach oben sich entwickelt haben. Um das ein-
zugrenzen und zu bekämpfen, meine ich, verwirk-
licht der Vorschlag in verfassungsrechtlich ange-
messener Art und Weise das insoweit notwendige 
Instrumentarium. Wenn man dieses Gesamtpaket 
sich anschaut, was in dem Gesetzentwurf enthalten 
ist, dann wird man zunächst sagen müssen, dass 
der Gesetzgeber seiner staatlichen Schutzpflicht für 
Leben und Gesundheit in gelungener Art und 
Weise nachkommt. Er ist dazu verpflichtet. Diese 
davon galoppierenden Infektionszahlen fordern 
den Gesetzgeber in der Tat zum Handeln auf. Man 
sieht, dass die bisher getroffenen Maßnahmen nicht 
ausreichen und deswegen aktiviert sich diese 
Schutzpflicht in noch stärkerem Maße, als das bis-
her der Fall war. Weil diese Schutzpflicht aktiviert 
wird und aktiviert werden muss, sind auch Grund-
rechtseinschränkungen hierdurch gerechtfertigt. 
Ein erster Punkt, den ich kurz erwähnen will: Im 
Gegensatz zum § 28a, der vor einiger Zeit im Aus-
schuss beraten wurde, sieht § 28b eine Regelung 
durch den Gesetzgeber selber vor. Das ist auch 
schon von Kollegen Wollenschläger erläutert wor-
den. Wir haben also eine legislative Entscheidung, 
keine exekutive Entscheidung mehr, was mit Blick 
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auf den Wesentlichkeitsgedanken sicherlich von 
Bedeutung ist. Was man auch vielleicht sagen 
muss, dass die bisherigen Regelungen, die durch 
§ 28a ermöglicht wurden, im Wesentlichen durch 
§ 28b aufgegriffen werden. Es werden jetzt also 
nicht plötzlich neue Werkzeuge gewissermaßen in-
strumentalisiert, die bisher noch nicht möglich ge-
wesen wären. Ein weiterer Punkt ist, der Gesetzent-
wurf nimmt als wesentliches Kriterium die Inzi-
denzzahl von 100. Ich meine, dass diese Inzidenz-
zahl ein sinnvoller Maßstab, ein sinnvolles Krite-
rium ist, weil eben mithilfe dieser Zahl ganz 
schnell festgestellt werden kann, wie sich das In-
fektionsgeschehen entwickelt. Wenn wir erst auf 
die Anzahl der Infizierten schauen, oder möglicher-
weise auf diejenigen Personen, die auf der Intensiv-
station liegen und beatmet werden müssen, dann 
ist das Kind schon längst in den Brunnen gefallen. 
Deswegen ist diese Orientierung an der Inzidenz-
zahl von 100 sicherlich das richtige und auch maß-
gebliche und frühzeitig wirkende Kriterium. Was 
bei dem Entwurf auch positiv zu bewerten ist, ist, 
meine ich, die Verhältnismäßigkeit, die zweierlei 
Hinsicht in zeitlicher Hinsicht im Gesetzentwurf 
niedergelegt ist. Im § 28b, Absatz 2 treten die Maß-
nahmen sofort außer Kraft, wenn der Inzidenzwert 
unterschritten wird. Dann haben wir natürlich wei-
terhin auch mit Blick auf die Verhältnismäßigkeit 
im § 28b, Absatz 8 die Anbindung dieser Grund-
rechtseinschränkungen an die Dauer der Feststel-
lung der epidemischen Lage. Also auch insoweit 
wird der Gesetzgeber seiner Verantwortung gerecht, 
einen gerechten und angemessenen Ausgleich zwi-
schen der Schutzpflicht einerseits und den Grund-
rechtseinschränkungen andererseits zu verwirkli-
chen. Ich will vielleicht drei Punkte noch ganz 
kurz erwähnen, die auch kleine Verbesserungsvor-
schläge enthalten. Im § 28b, Absatz 1, Nummer 1 
ist gesagt, dass nur eine haushaltsferne Person zu 
einer Familie hinzukommen darf. Mir erscheint das 
ehrlich gesagt ein bisschen realitätsfremd. Oma 
und Opa können also nicht gemeinsam ihre Kinder 
und Enkel besuchen. Nur ein Teil, die Großmutter 
oder der Großvater, kann kommen. Mir scheint das 
ein bisschen an der Realität vorbeizugehen. Vor al-
lem wenn die Großeltern vielleicht gebrechlich 
sind und der eine auf die Hilfe des anderen ange-
wiesen ist. Da erschiene mir es vielleicht sachge-
recht und auch realitätsnah zu sagen, dass dann 
zwei Personen die Familie besuchen können. Mit 

Blick auf die Ausgangssperre bin ich der Auffas-
sung, dass die jetzt getroffene Regelung im Wesent-
lichen verfassungsgemäß und verhältnismäßig ist. 
Sie ist ja vom Anliegen getragen, dass Zusammen-
künfte verhindert werden sollen. In der Praxis sind 
das oft Jugendliche, die sich vielleicht draußen in 
der freien Natur treffen, was von der Polizei gar 
nicht kontrolliert und überwacht werden kann, wie 
das in dem Urteil des OVG Niedersachsen ange-
sprochen ist. Also die verstärkte polizeiliche Prä-
sens oder Kontrolle ist in meinen Augen kein wirk-
sames milderes Mittel. Das wird in der Praxis nicht 
funktionieren. Was für diese Ausgangssperre auch 
spricht, ist, dass sie auch verhindert, dass sich Per-
sonen über den zeitlichen Beginn der Ausgangs-
sperre hinaus in geschlossenen Räumen treffen. Die 
müssen eben, so wie es jetzt im Gesetz drin steht, 
bis 21 Uhr zu Hause sein. Das verhindert, dass Per-
sonen sich nach 21 Uhr in geschlossenen Räumen 
treffen, wo das Infektionsrisiko bekanntlich beson-
ders hoch ist. Was ich anrege, sind zwei Sachen. 
Ich meine, dass diese Festsetzung des Beginns der 
Ausgangssperre um 21 Uhr ein bisschen an der Re-
alität vorbei geht. Normalerweise, wenn man sich 
mit anderen Leuten zum Abendessen trifft, oder 
Oma und Opa die Kinder besuchen, ist 22 Uhr, 
meine ich, eine realistische zeitliche Vorgabe. Nach 
22 Uhr passiert draußen eigentlich nichts. Mit 
Blick auf die Verhältnismäßigkeit erschiene mir die 
Anhebung dieses Beginns auf 22 Uhr und dauernd 
bis 5 Uhr angemessen. Ein zweiter Punkt, den der 
Gesetzgeber überlegen möge: Es ist im Gesetzent-
wurf als Bezugsrahmen für diesen Inzidenzwert 
von 100 das Gebiet eines Landkreises genannt. Das 
erscheint mir relativ grobmaschig zu sein. Mein 
Vorschlag ginge dahin, dass man hier vielleicht als 
Bezugsrahmen die jeweilige Gemeinde nimmt. Ich 
kenne das aus meinem Geburtslandkreis Schwä-
bisch Gmünd. Da liegen Aalen und Schwä-
bisch Gmünd 25 Kilometer auseinander. Es ist, 
glaube ich, nicht vermittelbar und mit Blick auf die 
Verhältnismäßigkeit auch nicht tragbar, dass man, 
wenn in dem Ort Aalen die Inzidenz hoch und in 
Schwäbisch Gmünd niedrig ist, dann für den gan-
zen Landkreis eine Ausgangssperre verhängt wird. 
Also meine Anregung geht dahin, als Bezugsrah-
men nicht den Landkreis zu nehmen, sondern das 
Gebiet der einzelnen Gemeinde.  
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Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Meine Frage geht an 
die ESVe Dr. Bunte. Die 7-Tage-Inzidenz liegt bun-
desweit bei über 160. Können Sie uns aus Ihrer Per-
spektive als Leiterin eines Gesundheitsamtes bitte 
eine kurze Einschätzung über die aktuelle Situation 
vor Ort geben? Gehen Sie hierbei auch bitte auf die 
Virusvarianten ein. 

ESV Dr. Anne Bunte: Ich leite das Gesundheitsamt 
beim Landkreis Gütersloh. Ich gehe gerne auf diese 
Frage ein, weil das im Moment etwas ist, was uns 
sehr, sehr beschäftigt. Sie haben gerade schon ge-
sagt, wir haben bundesweit eine 7-Tage-Inzidenz, 
die über 160 liegt. Wir sind in sehr kurzer Zeit, 
sehr angestiegen, sowohl die Region, wie auch der 
Landkreis selber, der sich sowohl in der Landesten-
denz wie in der Bundestendenz sehr angleicht. Mal 
sind wir etwas drunter, mal etwas drüber. Wir lie-
gen jetzt schon in unserer Gesamtinzidenz als ein 
Kreis mit 360 000 Einwohnern, damit man noch-
mal die Dimension sieht, deutlich darüber. Wir lie-
gen jetzt bei über 190 und wir sehen woher es 
kommt. Wir haben beobachten können, nachdem 
wir im Februar eine Inzidenz auch hier regional 
hatten, die teilweise unter 50 lag, dass da schon die 
ersten Varianten kamen und mit den Varianten hat 
sich einfach ein komplett anderes Infektionsgesche-
hen gezeigt. Während wir noch im Herbst bei der 
Wuhan-Variante und den anderen, leicht davon ab-
gegrenzten Varianten immer nur wenige Infizierte 
hatten, es sei denn, wir hatten besonders herausfor-
dernde räumliche Situationen, also viele Menschen 
auf engem Wohnraum. Da waren nicht alle betei-
ligt. Das hat sich grundlegend geändert. Unsere 
erste Variante hier in der Region war im Übrigen 
nicht die britische, sondern wir haben als Erstes 
auch die südafrikanische gehabt. Da haben wir ken-
nenlernen müssen, dass mit einer betroffenen Per-
son sofort der gesamte Haushalt betroffen war. Als 
ein Beispiel aus der ganz aktuellen Zeit: Wir haben 
in einer unserer kreisangehörigen Städte und Ge-
meinden zum Beispiel vier Familien, in denen ins-
gesamt 37 Personen infiziert sind. Das zeigt, wir 
sind in einer Situation, in der wir eine bundesweite 
Regelung brauchen. Die Zahl der Varianzen ist 
wirklich exponentiell gestiegen. Wir können das lo-
kal sehen. Nachdem wir die Sondervarianten wie 
die südafrikanische erst einfach nur isoliert gese-
hen haben, ist sie jetzt mitten in der Bevölkerung. 
Das heißt, wir können die Infektionsketten nicht 
mehr rückverfolgen und haben zudem, wie auch 

andere Regionen, jetzt Reiserückkehrer, deren Akti-
vität gerade deutlich steigt. Vielleicht ein kleiner 
Hinweis. Während wir für die Region dieser Grö-
ßenordnung im Dezember zum Beispiel nur 
1 300 gemeldete Einreisen hatten, im Februar 
knapp unter 2 000 und im März 4 500, haben wir 
in den ersten zwölf Tagen des Aprils schon über 
3 000. Das zeigt, wir haben eine hohe Mobilität in 
einer Zeit der steigenden Varianten und damit ei-
ner deutlich steigenden Infektionslast sowie stei-
genden Zahlen, weil die Infektionen weitergeben 
werden. Die Impfaktivitäten, die wir im Bereich der 
Pflegeeinrichtungen positiv beobachten, wirken 
sich auf diese Bereiche nicht aus. Das vielleicht als 
eine kurze Darstellung. 

Abg. Carsten Müller (CDU/CSU): Ich möchte daran 
anknüpfen und ebenfalls eine Frage an die ESVe 
Dr. Bunte richten. Können Sie uns eine kurze Ein-
schätzung über die aktuellen Infektionsorte geben? 
Welche Infektionsquellen beobachten Sie derzeit? 
Hat es über den Zeitlauf der letzten Wochen und 
Monate insofern signifikante Veränderungen gege-
ben? 

ESVe Dr. Anne Bunte: Ja, es hat signifikante Verän-
derungen gegeben. Wir haben weiterhin etwa 30 bis 
40 Prozent, wo wir die Quellen nicht finden. Der 
größte Teil ist und bleibt der familiäre und der 
Haushaltskontakt sowie die sozialen Kontakte. Das 
liegt unverändert in einer Größenordnung von etwa 
40 bis 50 Prozent. Während wir zum Beispiel noch 
im Dezember bis in den Februar hinein den Bereich 
der Pflegeeinrichtungen auch als einen großen Be-
reich hatten, ist dieser Bereich durch die Impfaktio-
nen nicht mehr zum Tragen gekommen. Was wir 
aber zunehmend dabei sehen, ist der Bereich der 
Arbeitsplätze. Hinzugekommen ist, nachdem wir 
im Dezember die Schließung der Schulen und ein 
Notbetrieb in den Kitas hatten, der allerdings mit 
relativ großer Gruppenstärke ist, dass mit der Öff-
nung der Schulen vor Ostern auch dort wieder eine 
deutliche Viruslast kommt. Wir erleben durch die 
vorhin dargestellte Situation, dass wir in den Haus-
halten die Weitergabe der Infektion haben, dass wir 
mittlerweile Ketten haben, die von der Kita über 
den Haushalt in den Arbeitsplatz und in die Schu-
len hineingehen. 
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Abg. Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU) Ich würde 
gerne noch einmal den Kollegen Wollenschläger 
fragen. Wir machen jetzt bundesgesetzliche Rege-
lungen. Das hat Auswirkungen auf den Rechts-
schutz. Anders als bisher, wo die Verwaltungsge-
richte Maßnahmen überprüfen konnten, gibt es 
jetzt als Rechtsschutzmöglichkeit nur noch das 
BVerfG, die Verfassungsbeschwerde. Wie bewerten 
Sie das? 

ESV Prof. Dr. Ferdinand Wollenschläger: Richtig 
ist, dass durch die bundesparlamentsgesetzliche 
Anordnung von Schutzmaßnahmen eine Konzent-
ration des Rechtsschutzes beim BVerfG entsteht. 
Hierin liegt allerdings, anders als teils geltend ge-
macht wird, kein Rechtsschutzdefizit. Vielmehr 
verbirgt die Verfassungsbeschwerde effektiven 
Rechtsschutz, gerade mit Blick auf die im Zentrum 
stehenden Grundrechtsfragen. Die Beschwer hängt 
nicht maßgeblich von Fragen der Auslegung und 
der Anwendung einfachen Rechts ab. Soweit zur 
Begründung eines Rechtsschutzdefizits auf Recht-
sprechung des BVerfG Bezug genommen wird, die 
parlamentarisches Handeln an der Stelle von Ver-
waltungshandeln problematisiert, geht dieser Ein-
wand fehl. Diese Rechtsprechung betrifft nämlich 
eine, wie es das BVerfG bezeichnet hat, Verwaltung 
durch Gesetz, mithin Handlungen des Parlaments, 
die sich an der Grenze zu Einzelfallentscheidungen 
bewegen, wie etwa Planungsmaßnahmen oder Ent-
eignungsentscheidungen durch die Legislative. In 
unserem Fall kann hiervon keine Rede sein. Die 
Schutzmaßnahme, die § 28b anordnet, statuieren 
abstrakt generelle Verhaltenspflichten in grund-
rechtsensiblen Bereichen durch den parlamentari-
schen Gesetzgeber, was den Kern der Handlungs-
form Parlamentsgesetz entspricht. Überdies korres-
pondiert die Beschränkung auf verfassungsgericht-
lichen Rechtsschutz gerade mit der Dignität des 
Parlamentsgesetzes als demokratisch am höchsten 
legitimierte Handlungsform. Mein letzter Punkt: 
Rechtsverordnung der Exekutive, für sie besteht 
das Verwerfungsmonopol des BVerfG nicht, für 
Parlamentsgesetze schon, sodass die Wahl der 
Handlungsform Parlamentsgesetz auch der Sachre-
gelung eine gewisse Stabilität verleiht.  

Abg. Lothar Riebsamen (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich an das DIVI. Bitte schildern Sie uns 
kurz die aktuelle Lage auf den Intensivstationen im 

Hinblick auf die Fallzahlen der Covid-19-Patienten. 
Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund die mit 
dem Gesetz vorgesehene verbindliche Notbremsen-
regelung? 

SV Prof. Florian Hoffmann (Deutschen Interdiszip-
linären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedi-
zin e. V. (DIVI): Die Situation auf den deutschen In-
tensivstationen ist extrem angespannt und wirklich 
als dramatisch einzustufen. Wir haben mit heutigen 
Tag laut DIVI-Intensivregister 4 740 Intensivpatien-
ten mit Covid-19 in intensivmedizinischer Behand-
lung. Davon sind knapp 60 Prozent intubiert und 
beatmet. Unser großes Problem ist, dass die freien 
Intensivkapazitäten immer geringer werden und 
das regional auch schon wirkliche Engpässe ent-
standen sind, was zum Beispiel bedeutet, dass aus 
Ballungsräumen wie Köln, Bremen, Berlin aber 
auch aus den Bundesländern Thüringen und auch 
Sachsen Patienten ausgeflogen werden müssen in 
andere Regionen. Aber die Situation stellt sich 
auch in diesen anderen Regionen zunehmend 
schwierig dar. Insgesamt sind noch knapp 2 000 In-
tensivbetten in Deutschland frei. Das klingt erstmal 
nach einer hohen Zahl, aber wenn man überlegt, 
wie viele Intensivstationen wir in diesem Land ha-
ben, dann ist es pro Station knapp noch ein Bett. 
Dieses Bett steht nicht nur für Covid-19 Patienten 
zur Verfügung. Wir haben auch noch andere Pati-
enten, die auch intensivmedizinische Behandlung 
benötigen. Mit diesen Patienten konkurrieren die 
andern, das heißt Herzinfarkte, Notfall-OPs, Unfälle 
und so weiter. Das heißt, die Meinung der DIVI und 
wir vertreten diese Forderung auch seit langem, wir 
brauchen ganz dringend diese bundesweit einheit-
liche Notbremse. Wir brauchen sie besser gestern 
als heute. Wir müssen versuchen, diese Zahlen 
nach unten zu bekommen. Sie müssen bedenken, 
selbst wenn wir diese Notbremse jetzt scharf schal-
ten, werden die Infektionszahlen und die Intensiv-
patienten noch mal etwa 14 Tage nach oben gehen. 
Nach derzeitiger Prognose des DIVI-Intensivregis-
ters wird es bedeuten, dass wir die Marke von 
6 000 Patienten auf den Intensivstationen über-
schreiten. Das wird uns an die Grenze des Mögli-
chen bringen. Die Teams dort auf den Stationen 
sind schon mehr als an der Grenze. Wir wollen auf 
keinen Fall eine Situation, dass wir irgendwann 
uns in dem Spannungsfeld befinden, das wir even-
tuell nicht mehr alle Patienten gleich gut behan-
deln können. 
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Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Ich frage für den Kol-
legen Stefan Stracke. Er kann sich nicht einwählen. 
Die Frage richtet sich an den Handelsverband. Wie 
beurteilen Sie die in einigen Bundesländern beste-
hende Möglichkeit, bei einer Inzidenz zwischen 
100 und 200 Ladengeschäfte für einzelne Kunden 
nach vorheriger Terminabsprache zu öffnen, mit 
der Maßgabe, dass nur solche Kunden eingelassen 
werden dürfen, die ein negatives Ergebnis eines 
Schnelltests oder Selbsttests haben oder einen 
höchstens 48 Stunden alten PCR-Test nachweisen? 

SV Stefan Genth (Handelsverband Deutsch-
land e. V. (HDE)):. Zunächst muss ich natürlich vo-
rausschicken, dass wir nach wie vor kein großes In-
fektionsgeschehen im Einzelhandel feststellen kön-
nen. Das sind nicht wir, als HDE, sondern hier 
möchte ich mich insbesondere auf die Feststellung 
des RKI beziehen, auch auf die Feststellung der 
TU Berlin, Prof. Dr. Nagel ist heute auch hier zuge-
gen, wo generell ein niedriges Infektionsrisiko im 
Einzelhandel festgestellt wurde. Gleichsam haben 
das auch die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin und die Berufsgenossenschaft im 
Einzelhandel das festgestellt. Deshalb sehen wir 
kritisch, eine pauschale Schließung der 
Non-Food-Geschäfte, auch in dieser differenzierten 
Behandlung zwischen Lebensmittel und Non-Food. 
Wir haben im deutschen Einzelhandel 50 Millio-
nen Kundenkontakte. Normalerweise davon 80 Pro-
zent im Lebensmittelhandel und Drogerien, also 
40 Millionen und nur 10 Millionen im gesamten 
Non-Food-Einzelhandel in Deutschland in allen In-
nenstädten. Also die Hauptfrequenzen haben wir 
heute noch in den Lebensmittelsupermärkten, wo 
kein höheres Infektionsgeschehen da ist und auch 
die Erkrankungszahlen bei den MitarbeiterInnen 
gering sind. Dort wo jetzt Schließungsanordnungen 
erfolgt sind auf regionaler Ebene insbesondere, ha-
ben wir die Möglichkeiten von Click und Collect, 
also das Bestellen und Abholen von Waren gese-
hen, das teilweise völlig ohne persönliche Kontakte 
stattfindet, also automatisiert ist. Das ist nach die-
sem Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Auch die 
Möglichkeit von Click und Test beziehungsweise 
Test und Meet, nach diesen neuen Wortschöpfun-
gen, also das vorherige Testen, mit einem negativen 
Test einkaufen nach Terminvereinbarung, wird als 
gute Möglichkeit gesehen im Rahmen des Infekti-
onsgeschehens, bei Einhaltung der Hygiene-Kon-

zepte, auch sicheres Einkaufen zu ermöglichen, so-
dass wir dafür plädieren, diese Möglichkeiten auf 
jeden Fall gegeben und offen zu halten, ähnlich wie 
das auch in anderen Bereichen der Fall ist. Gene-
rell müssen wir natürlich ausführen, dass hier die 
Ungleichbehandlung vorliegt, dass man einen Teil 
der Wirtschaft, das ist nicht nur der Einzelhandel, 
sondern auch die Hotellerie und Gastronomie, als 
einzige Wirtschaftsbereiche massiv im Grunde ge-
nommen einschränkt, währenddessen der große 
Teil der Wirtschaft insgesamt relativ normal weiter-
arbeiten kann. Im Handel haben wir bestehende In-
fektionsschutzkonzepte. Prof. Dr. Exner von der 
Universität Bonn hat mehrfach für uns Hygiene-
konzepte erarbeitet, die auch umgesetzt werden. 
Ich will noch ansprechen, dass der Einzelhandel 
nicht nur Masken verkauft und besorgt hat und 
auch Selbsttests in den Handel bringt, sondern dass 
wir im Einzelhandel momentan auch Testzentren 
aufbauen. Testzentren zur Versorgung der Bevölke-
rung, auch mit kostenfreien Tests. Das ist nicht nur 
bei Drogeriemärkten der Fall, sondern auch in Mö-
belmärkten beispielsweise, wo nur diejenigen Kun-
den einkaufen dürfen, die einen negativen Test vor-
weisen können. Diese Testkapazitäten würden na-
türlich dem Markt, dem Bürger, dem Kunden, dem 
Konsumenten nicht mehr zur Verfügung stehen, 
wenn diese Möglichkeit des Einkaufens mit Tests 
nicht mehr gegeben ist. Dann wäre auch der Anreiz 
für die Bevölkerung, Selbsttests oder Schnelltests 
durchzuführen, nicht mehr gegeben. Fazit: Wir 
würden zwingend dafür an den Gesetzgeber plädie-
ren, die Möglichkeiten von Click und Collect, das 
ist ja gar kein Einkaufen, sondern nur das Abholen 
von Waren, als auch von Einkaufen mit negativem 
Tests vorzusehen, oder sogar dann, wenn ein Impf-
ausweis da ist. 

Abg. Karin Maag (CDU/CSU): Diese Frage geht an 
die DIVI. Das Gesetz sieht nun Maßnahmen vor, die 
wir ab einer Inzidenz von 100 ergreifen, um das In-
fektionsgeschehen abzuschwächen. Erachten Sie 
die Maßnahmen als ausreichend? Vielleicht könn-
ten Sie auf den Handelsverband nochmal eingehen.  

SV Prof. Florian Hoffmann (Deutschen Interdiszip-
linären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedi-
zin e. V. (DIVI): Grundsätzlich sind wir da völlig im 
Einklang. Wir müssen jeden Kontakt reduzieren, 
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die Maßnahmen sind gut. Die Ausgangssperrenstu-
dien aus anderen Ländern haben gezeigt, das bringt 
was. Die Leute treffen sich weniger. Wir haben we-
niger Kontakte. Nur auf diesem Weg, wenn jeder 
weniger Kontakte hat, werden wir dieses Infekti-
onsgeschehen in den Griff bekommen. 

Abg. Heike Baehrens (SPD): Meine Frage richtet 
sich an den ESV Prof. Dr. Nagel. Sie haben im Rah-
men der Modus-Covid-Studie Maßnahmen zur Ein-
dämmung des Infektionsgeschehens untersucht 
und Mobilitätsdaten ausgewertet. Bitte beschreiben 
Sie kurz, welche Modellierungen Sie vorgenommen 
haben. Welche Erkenntnisse haben Sie daraus ge-
wonnen? 

ESV Prof Dr. Kai Nagel: Zwei Sätze vielleicht kurz, 
was wir machen. Wir entwickeln seit vielen, vielen 
Jahren schon Modelle für menschliche Mobilität, 
zum Beispiel in Städten. Wir haben jetzt, als es los-
gegangen ist letztes Jahr im Februar, März eine Vi-
rusdynamik draufgesetzt, das heißt also anste-
ckende Personen treffen auf andere Personen, die 
wir im Modell kennen und können auf die Art und 
Weise die Infektion weitertragen. Das Modell hat 
als Endprodukt das Aktivitätenniveau, das wir aus 
Mobilfunkdaten jeden Tag und jede Woche neu ge-
winnen. Das heißt, wenn die Bevölkerung weniger 
unterwegs ist, gibt es auch weniger Ansteckungen. 
Wir haben die Außentemperatur drin, das heißt, 
wenn es wärmer wird, gehen Aktivitäten nach 
draußen, da gibt es auch deutlich weniger Anste-
ckungen. Wir haben auch sowas wie Maskenpflicht 
und Schulschließungen mit drin. Jetzt ist die eine 
Sache, das ist hier schon angesprochen, wenn man 
sich diese neue Mutation B-117 anguckt im Modell, 
oder auch in den realen Daten, dann muss man se-
hen, dass es seit Anfang Januar ungebremst nach 
oben geht. Das heißt also, das sieht durch die alte 
Mutation so aus, als ob die Zahl runtergeht, aber 
diese neuen Zahlen sind ungebremst. Daher wissen 
wir auch, dass die Maßnahmen vom Januar nicht 
ausreichen. Also wir müssen irgendwie nachlegen, 
und zwar deutlich. Diese Erfahrung haben auch 
schon andere Länder vor uns gemacht. Laut Modell 
sind die Ansteckungen vor allen Dingen bei unge-
schützten, gleichzeitigen Aufenthalten in Innenräu-
men. Das ist jetzt teilweise auch schon angespro-
chen. Ungeschützt heißt, ohne Maske, ohne gülti-
gen Test und ohne Impfzertifikat. Das sind auch 

Dinge, die schon angesprochen worden sind, wo 
man das dann vielleicht ein bisschen aufweichen 
könnte. Das Modell sagt, die Beiträge unterschiedli-
cher Infektionskontexte zum R-Wert vorher, also 
diese Reproduktionszahl, das ist ein bisschen ähn-
lich wie das, was Frau Dr. Bunte eben sagte, nur 
ein bisschen anders normiert. Da kommt raus, dass 
jede infizierte Person im Mittel 0,5 Personen zu 
Hause ansteckt. Da kann man nichts dran machen. 
Dann haben wir Schulen, wenn offen, Arbeit und 
private Besuche, 0,2, 0,2 und 0,5. Auch das ent-
spricht dem, was Frau Dr. Bunte gesagt hat. Das 
Problem an der Sache ist jetzt nämlich, wenn ich 
diese 0,2, 0,2 und 0,5 addiere bin ich bei 0,9. Zu-
sammen mit den 0,5 von zu Hause bin ich bei 1,4. 
Das ist zu viel. Das muss irgendwie unter 1. Da wir 
zu Hause nichts ändern können, muss das bei 
Schulen, Arbeit und bei privaten Besuchen passie-
ren. Das Modell sagt auch voraus, die Belastung der 
Krankenhäuser. Da ist zu sagen, wir kriegen auf je-
den Fall eine höhere Belastung als im Dezember. 
Das lässt sich gar nicht mehr vermeiden mit dem, 
wo wir jetzt schon sind. Das was wir noch beein-
flussen können, ist die Höhe und der Belastungs-
spitze und die Dauer der Belastungsphase. Ich bin 
jetzt kein Intensivmediziner, ich kann das letztend-
lich nicht beurteilen, aber es ist auf jeden Fall so, 
dass wir nicht mehr darunter bleiben. 

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Meine Frage geht auch 
an den ESV Prof. Dr. Nagel. Vor dem Hintergrund, 
wie Sie es gerade geschildert haben, bewerten Sie 
bitte grundsätzlich die nächtlichen Ausgangsbe-
schränkungen, ob sie geeignet sind, Infektionen zu 
vermeiden. Welche Hinweise haben Sie gegebenen-
falls noch für uns als Gesetzgeber? 

ESV Prof Dr. Kai Nagel: Nächtliche Ausgangsbe-
schränkungen zielen auf die privaten Besuche. Dar-
über haben wir auch schon geredet. Diese sollen ir-
gendwie reduziert werden. Wir haben das im Mo-
dell eingebaut, indem wir gesagt haben, um 21 Uhr 
werden alle Leute nach Hause geschickt, das heißt, 
ab dann reduzieren sich die privaten Kontakte ent-
sprechend. Das reduziert den R-Wert um 0,1. Das 
klingt nicht sehr viel, aber das sind immerhin 
25 Prozent auf dem Weg zur Kontrolle der Infek-
tion. Es ist also doch ein relativ großer Schritt, der 
hier gemacht wird. Ich will aber auch sagen: Fünf-
mal so wirksam wie dies wäre sowohl laut Modell 
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als auch laut Erfahrungen in Großbritannien eine 
andere Art der Ausgangsbeschränkungen, nämlich 
eine, die zum einen den Aufenthalt im öffentlichen 
Raum zum Zweck eines privaten Besuches verbie-
tet. Das ist immer noch eine Ausgangseinschrän-
kung, aber der Zweck, der verboten ist, ist viel 
schmaler, gilt dafür aber rund um die Uhr. Das be-
deutet also eigentlich ein Verbot jeglicher privater 
Besuche. Ich sage das einfach, weil es so gut wirkt. 
Das reduziert selbst bei halber Befolgung den 
R-Wert im Modell immer noch um 0,5. Das ist dra-
matisch, wenn Sie das mit den 0,1 vergleichen. Das 
klingt hart, aber Großbritannien und Portugal ha-
ben das so gemacht. Von daher gesehen ist es et-
was, was im europäischen Kontext schon etabliert 
ist. Das hat empirisch genauso funktioniert, wie wir 
das vorhersagen. Man könnte für Leute mit gülti-
gem Schnelltest oder mit Impfzertifikaten Ausnah-
men machen. Vielleicht noch als letzter und ein 
bisschen allgemeiner Punkt. Was immer Sie ent-
scheiden, wichtig ist, dass Sie die Zielrichtung mit-
geben. Wenn wir sagen, die Leute sollen von drau-
ßen nach drinnen, was eine Ausgangsbeschränkung 
impliziert, ist das wirklich die falsche Richtung. Es 
ist nicht draußen gefährlicher als drinnen, sondern 
das ist umgekehrt. Man muss es sich mal vorstel-
len, wenn jetzt die lauen Frühlingsabende kommen 
und die Leute im Park sitzen. Es ist natürlich klar. 
Wenn sie eng aufeinander hängen, ist das schwie-
rig. Aber wenn sie gesittet im großen Abstand dort 
sitzen und dann die Polizei kommt und sagt, sie 
müssen nach Hause gehen, das scheint mir keine 
glückliche Situation zu sein. Das lässt sich auch 
nicht wissenschaftlich verteidigen. 

Abg. Dr. Johannes Fechner (SPD): Meine Frage geht 
an den ESV Prof. Möllers. Wie schätzen Sie denn 
den Gesetzentwurf ein? Wo sehen Sie vielleicht 
noch Verbesserungspotenzial? 

ESV Prof. Dr. Christoph Möllers: Lassen Sie mich 
vielleicht damit beginnen zu sagen, dass ich mich 
mit der Rolle eines Kritikers des Gesetzes durchaus 
unwohl fühle, weil ich auch sehe, dass Sie alle un-
ter großem Druck stehen, eine nationale Notlage be-
kämpfen zu müssen, es immer ganz einfach ist, 
sich als Professor in den Stuhl zu setzen und zu sa-
gen, das ist falsch, das ist verfassungswidrig. Ich 
glaube nur, dass die Kritik, die man am Gesetzent-
wurf äußern kann, durchaus auch so gerichtet sein 

kann, dass es die Effizienz erhöht, und dass es hier 
nicht darum geht, die Stabilität der Maßnahmen in 
Zweifel zu stellen, sondern sie eher zu verbessern. 
Vielleicht tut es Ihnen auch nicht immer einen gu-
ten Gefallen, die Sachen einfach so durchzuwinken 
und zu sagen, es gibt kein Problem. Denn manche 
dieser Probleme werden sich vielleicht hinterher 
wieder bemerkbar machen. Ich möchte zwei Prob-
leme des Gesetzentwurfs benennen. Das erste ist 
tatsächlich die Gesetzesform selbst. Vorher möchte 
ich auch noch einmal erwähnen, dass ich das 
grundliegende Anliegen, nämlich die Parlamentari-
sierung und die Zentralisierung der gesamten In-
fektionsbekämpfung, durchaus begrüße und wir 
auch sehen, dass hier eine dramatische Wende von 
der Ministerpräsidentenkonferenzen-Lösung zu-
mindest teilweise gewählt wurde, die durchaus der 
Relevanz des Problems und des nationalen Charak-
ters des Problems gerecht wird. Herr Kollege Wol-
lenschläger hat gesagt, dass es kein Problem sei, es 
so zu machen, es auch Rechtsschutz gäbe, und dass 
es im Übrigen ein ganz normales Gesetz sei. Aber 
tatsächlich gibt es kein Beispiel für eine so flächen-
deckende nicht vollzugsbedürftige Form von 
grundrechtsintensiven Eingriffen wie dieses Gesetz. 
Ich wüsste jedenfalls keines. Damit verbinden sich 
verfassungsrechtliche Probleme, mit denen ich Sie 
aber gar nicht langweilen werde. Ich denke, dass 
die Lage nicht ganz so eindeutig ist, wie sie 
Herr Wollenschläger dargestellt hat, und dass die 
Rechtsprechung durchaus einschlägig ist. Sondern 
damit verbinden sich auch praktische Probleme. 
Denn wir haben, es wurde gesagt, damit nur noch 
Rechtsschutz vor dem BVerfG. Das heißt, wir haben 
Tausende von Eingriffen in unüberschaubar vielen 
Konstellationen, die nur noch von einem einzigen 
Gericht bewältigt werden können. Wenn das kein 
Problem wäre, bräuchten wir keine Verwaltungsge-
richtsbarkeit. Es ist aber nicht nur ein Problem, 
weil die Suche für Rechtsschutz für die individuel-
len Bürgerinnen und Bürger darin deutlich er-
schwert wird und damit die Akzeptanz der Maß-
nahme in Frage gestellt ist. Sondern es ist auch des-
wegen ein Problem, weil sich das BVerfG im Ergeb-
nis nur gegen das Gesetz als Ganzes wenden kann 
und nicht gegen bestimmte Formen seiner Anwen-
dung. Das bedeutet, wenn sich das BVerfG das Ge-
setz vornimmt und es teilweise aufhebt, haben Sie 
auch ein maximales Akzeptanz- und politisches 
Problem mit der Legitimation der Corona-Maßnah-
men. Das bitte ich doch sehr zu bedenken. Es ist 
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nicht trivial, dass Sie dann einen zentralisierten 
Prozess eines einzigen nationalen Gerichts haben, 
dass über diese Gesetz zu Gericht sitzt. Ein zweites 
praktisches Problem sehe ich darin, dass wir Voll-
zug und Verwaltung deswegen in die Gesetzesver-
wirklichung einbauen, weil wir im Grunde Eindeu-
tigkeit, Formalisierung, Adressierung und ähnliche 
Leistungen haben wollen. Was wir mit dem Gesetz 
in dieser Form bekommen, ist einerseits eine sehr 
schwer durchschaubare Gemengelage zwischen 
Bundesgesetz und Landesrechtsverordnung, deren 
Verhältnis teilweise sehr ungeklärt ist. Wir bekom-
men damit eine von selbst wirkende Adressierung 
von Pflichten an Bürger, die teilweise gar nicht 
wissen, dass sie adressiert sind. Woher weiß man 
eigentlich, dass der RKI-Inzidenzwert drei Tage in 
Folge über 100 ist? Ist der, der das nicht weiß, von 
der Pflicht wirklich betroffen oder kann er sich da-
rauf berufen, es nicht zu wissen? All diese Prob-
leme vermeiden wir durch Vollzug, durch die Ein-
schaltung der Länder, durch die Einschaltung von 
Behörden und dadurch, dass formal überhaupt erst 
einmal Verbote ausgesprochen werden und nicht 
einfach nur im Bundesgesetzblatt verschwinden. 
Beide Punkte werden Probleme sein, die sich prak-
tisch auf die Durchsetzbarkeit dieser Regelungen 
auswirken werden. Deswegen wäre in diesem Fall 
mein Vorschlag, das Gesamte als Verpflichtung an 
die Länder zu formulieren, entsprechende Rechts-
verordnungen zu erlassen, oder eine Bundesrechts-
verordnung zu erlassen, jedenfalls eine Form zu 
finden, in der die Einheitlichkeit und die Formali-
tät der Verpflichtung, aber auch der Rechtsschutz 
besser gewahrt sind, als wir es in diesem Gesetz ha-
ben.  

Abg. Dr. Johannes Fechner (SPD): Herr Möllers, zu 
den Ausgangssperren würde mich Ihre Einschät-
zung interessieren. Wie beurteilen Sie die Regelun-
gen hier im Gesetzesvorschlag? Sehen Sie auch hier 
Verbesserungsbedarf? 

ESV Prof. Dr. Christoph Möllers: Es ist tatsächlich 
so, dass wir keine Erfahrungen mit einer solchen 
Regelung von Ausgangssperren haben. Die verwal-
tungsgerichtliche Rechtsprechung, die wir bisher 
hatten und die uneinheitlich war, war eine, die 
Ausgangssperren auf der Grundlage von Rechtsver-
ordnungen überprüft hat, aber nie auf der Grund-
lage eines Gesetzes. Nimmt man den Wortlaut von 

Artikel 104, Absatz 1 GG, dann spricht einiges da-
für, dass auf solcher Grundlage direkt durchge-
setzte Ausgangssperren verfassungsrechtlich nicht 
zulässig sind, sondern immer eines Vollzugsakts 
bedürfen. In der Tat ist die gesamte Rechtspre-
chung des BVerfG erst einmal daran interessiert, 
die Verfahren und die Bedingungen, unter denen 
ein Eingriff in die körperliche Bewegungsfreiheit 
überhaupt vorgenommen werden darf, zu konturie-
ren. Das heißt, wir haben hier ein Grundrecht, das 
sehr auf Vollzug und auf Arbeitsteilung zwischen 
Gesetzgeber und Rechtsprechung ausgerichtet ist. 
Das ist das erste Problem. Das ist ein Problem mit 
dem wir keine Erfahrung haben. Es gibt dazu keine 
Rechtsprechung. Das zweite Problem ist die materi-
elle Frage der Verhältnismäßigkeit. Hier ist die 
Frage, ob wir eine geeignete Maßnahme haben, eine 
wissenschaftliche Frage, bei der der Gesetzgeber 
viel Spielraum und Einschätzungsprärogativen hat. 
Auf der anderen Seite sehen wir, dass die wissen-
schaftlichen Äußerungen, die wir so hören, uns we-
nig Orientierung geben. Die drei Studien, die im 
Gesetzentwurf zitiert werden, scheinen meines Er-
achtens alle inkonklusiv zu sein. Die Ausführungen 
von Prof. Dr. Nagel, die wir gerade gehört haben, 
sprechen auch dafür, dass die Geeignetheit der 
Ausgangssperre jedenfalls in Zweifel steht. Das ist 
vielleicht deswegen auch ausnahmsweise ein ver-
fassungsrechtliches Problem, weil wir Alternativen 
haben. Das haben wir sonst gar nicht so oft. Oft 
müssen wir einfach eine Maßnahme treffen, weil 
wir keine bessere kennen. Aber Alternativen wie 
zweckgerichtete Kontaktsperren stehen zur Verfü-
gung und stellen deswegen den Maßstab der Erfor-
derlichkeit, also den Maßstab des vergleichbaren 
Mittels verfassungsrechtlich besonders scharf. 
Auch das spricht dafür, dass wir ein verfassungs-
rechtliches Problem haben. Ich sage noch einmal: 
Keiner weiß, wie das BVerfG entscheiden wird, 
aber wir müssen hier ex ante Risikominimierung 
betreiben, wenn wir eine, die Bevölkerung mitneh-
mende, akzeptable Form von Pandemiebekämpfung 
haben wollen, die gerade nicht das Risiko des gro-
ßen Unfalls in Karlsruhe eingehen will. Auch das 
spricht dafür, hier nicht mit pauschalen Ausgangs-
sperren zu agieren. 

Abg. Hilde Mattheis (SPD): Meine Frage geht auch 
an den ESV Prof. Dr. Möllers. Wir haben die weit-
reichenden freiheitsbeschränkenden Maßnahmen, 
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die nun bundesgesetzlich einheitlich geregelt sol-
len, ausschließlich an den Inzidenzwert von 100 
Neuinfektionen je 100 000 EinwohnerInnen ge-
knüpft. Die Maßnahmen der Länder unter einer 
100er-Inzidenz müssen dagegen auch andere Para-
meter wie zum Beispiel die Impfquote oder auch 
den R-Wert berücksichtigen. Wie bewerten Sie den 
Gesetzentwurf vor diesem Hintergrund und auch 
vor dem Hintergrund dessen, dass es aus der Wis-
senschaft durchaus andere Stimmen gibt, heute erst 
zum Beispiel von Herrn Krause vom Helmholtz-
Institut, die beispielsweise sagen: Eigentlich ist das 
richtige Parameter die Belegung der Intensivbetten. 

ESV Prof. Dr. Christoph Möllers: Ja, aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht sehe ich hier tatsächlich 
kein wirkliches Problem. Es ist, glaube ich, ein 
Problem erst einmal der Effektivität der Regulie-
rung. Was so ein bisschen zu drohen scheint, und 
das hat Frau Dr. Kießling in ihrem Papier auch 
ganz gut dargestellt, aber das haben wir auch in an-
deren Papieren gesehen, ist so etwas wie ein  
Jo-Jo-Effekt oder ein Einpendeln auf den Wert von 
100, weil wir in gewisser Weise natürlich uns die 
Frage stellen müssen, wenn ab 100 bestimmte Maß-
nahmen zwingend ergriffen werden müssen, was 
passiert denn dann unterhalb einem Wert von 100? 
Welche Maßnahmen sind denn überhaupt zulässig? 
Hier erkennt man natürlich schon auch die selbst-
geschaffene Eile der Gesetzgebung, die sich eigent-
lich gar nicht mehr die Mühe gemacht hat, die 
Maßstäbe der §§ 28a, 28b miteinander abzustim-
men, sondern nur darauf Wert legt, einen formal 
eindeutiges Kriterium zu finden. Ich verstehe das 
Motiv, aber ich glaube, mittelfristig wird das nicht 
wirklich das Problem lösen, denn wir müssen na-
türlich irgendwie auch eine etwas nachhaltigere 
Form von Gesetzgebung finden, mit den immer 
noch nicht besonders erfreulichen Inzidenzwerten 
knapp über 100 umzugehen.  

Abg. Heike Baehrens (SPD): Meine Frage richtet 
sich an den Caritasverband. Sehen Sie die Interes-
sen von Menschen mit Behinderung und Menschen 
in der stationären Pflege im Gesetzentwurf bisher 
bereits ausreichend berücksichtigt? Welchen Rege-
lungsbedarf sehen Sie gegebenenfalls?  

SVe Dr Elisabeth Fix (Deutscher Caritasver-
band e. V. (Caritas)): Ja, ich sehe hier an zwei Stel-
len Nachbesserungsbedarf, und zwar zum ersten, 
bei der Nr. 1, Kontaktbeschränkungen. Bei Men-
schen mit Behinderung ist es ja häufig so, dass 
diese Assistenzpersonen haben, und auch pflegebe-
dürftige Menschen haben Betreuungskräfte, die 
nicht unbedingt im eigenen Haushalt mit ihnen zu-
sammenleben. Hier ist nicht vorgesehen, dass Aus-
nahmen gegeben sind. Ausnahmen werden nur das 
Sorge- und Umgangsrecht statuieren. Hier bräuch-
ten wir eine Ergänzung analog zur Formulierung, 
die unter der Nr. 2d vorgesehen ist. Das Zweite ist, 
es wurde schon das Thema Immunität angespro-
chen. In den Pflegeeinrichtungen haben wir durch 
die Impfungen, Frau Dr. Bunte hat das auch darge-
stellt, wirklich jetzt schon große Fortschritte erzie-
len können, die dann auch darauf hinweisen, dass 
wir hier zu weitgehenden Immunisierungen kom-
men, jedenfalls zu Immunisierungen, mindestens 
analog zu negativ Getesteten. Vor diesem Hinter-
grund und angesichts der Tatsache, dass gerade 
Menschen in Pflegeeinrichtungen aber auch in Be-
hinderteneinrichtungen in den letzten Monaten 
viele Kontaktbeschränkungen hinnehmen mussten, 
sehen wir es hier dringend erforderlich an, einen 
Stufenplan zu entwickeln und den auch rechtssi-
cher auszugestalten, nicht auf der Grundlage der 
Rechtsverordnung nach Absatz 6, weil die die Inzi-
denz 100 voraussetzt, sondern generell. Das ist un-
abhängig davon, einen Stufenplan zu erarbeiten, 
der die Aufhebung der straken Restriktionen bei 
den sozialen Kontaktbeschränkungen vorsieht, aber 
auch Reduzierungen bei der Testfrequenz Geimpf-
ter ermöglicht, und auch wieder mehr Besuchsmög-
lichkeiten schafft.  

Abg. Bettina Müller (SPD): Ich habe eine Frage an 
den GKV-Spitzenverband. Wie bewerten Sie, auch 
unter Berücksichtigung der Entwicklung auf den 
Intensivstationen, den vorliegenden Gesetzentwurf 
aus versorgungspolitischer Sicht?  

SV Gernot Kiefer (GKV-Spitzenverband): Ich will 
mich unmittelbar beziehen auf die Ausführungen 
von Frau Dr. Bunte, aber insbesondere auch auf die 
Darstellungen zur Situation, wie sie sich aus den 
Fakten ergibt. Als GKV haben wir natürlich insbe-
sondere die Funktion und die Aufgabe, die gesund-
heitliche Versorgung der Versicherten, gemeinsam 
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mit den Leistungserbringern, im Blick zu haben. Es 
ist überhaupt gar keine Frage, dass wir uns in einer 
Situation befinden, und die Prognosen sind leider 
überhaupt nicht aus der Welt, dass wir relativ 
schnell eine durchaus noch engere und dann eine 
Überlastung letztendlich kennzeichnende Situa-
tion, insbesondere im Bereich der intensivmedizi-
nischen Behandlungsnotwendigkeiten bekommen 
können. Wir reden nicht nur von Menschen, die an 
COVID-19 schwer erkranken, sondern auch von 
Menschen, die andere Formen von Erkrankungen 
haben können, und damit auch intensivmedizi-
nisch behandelt werden müssen. Deshalb sind alle 
Maßnahmen, die geeignet sind die Infektionsdyna-
mik zu bremsen und abzumildern, aus dem Ge-
sichtspunkt einer Versorgung der Patientinnen und 
Patienten, zu begrüßen. Letztendlich wollen wir ge-
meinsam in die Situation kommen, dass wir nicht 
nur planbare Eingriffe verschieben müssen, son-
dern, dass wir auch in eine Situation kommen, wo 
diese Frage, was ist denn planbar und unmittelbar 
notwendig, zunehmend mit spitzerer Feder beo-
bachtet werden muss, also alle Maßnahmen, die ge-
eignet sind, die verfassungsgemäß dann auch das 
mildeste verfügbare Mittel bedeuten, sollten ergrif-
fen werden, und gerne auch, bei gleicher Gesamtri-
sikolage, dann auch gleich über alle Teile der Re-
publik.  

Abg. Detlev Spangenberg (AfD): Meine Frage geht 
an den ESV Dr. Vosgerau. Wie ist Ihre generelle 
Einschätzung des Gesetzentwurfs und welche juris-
tischen Bedenken haben Sie?  

ESV Dr. Ullrich Vosgerau: Ich habe durchaus ei-
nige verfassungsrechtliche Bedenken und will mit 
dem Wichtigsten anfangen, was mir persönlich 
auch am Wichtigsten ist, weil ich mich damit fach-
lich noch keineswegs durchgesetzt habe. Ich habe 
es mehrfach vorgetragen. Ich meine nämlich, dass 
das, was wir an Corona-Bekämpfung bereits seit 
Anfang 2020 erleben und was jetzt endgültig in 
Form auch eines einfachen Gesetzes gegossen wer-
den soll, dass das eigentlich mit der klassischen 
Gefahrenabwehr gar nichts mehr zu tun hat, wie 
wir sie, seit den Tagen des preußischen Oberver-
waltungsgerichts kennen, sondern, dass es sich ein-
deutig hier um eine Notstandsgesetzgebung han-
delt. Das ist nicht herrschende Lehre in der Staats-
rechtslehre. Die meisten Staatsrechtslehrer, ich 

spreche manchmal von der apologetischen Fachli-
teratur, stehen auf dem Standpunkt, dass das, was 
wir erleben, eigentlich gar nichts Besonderes sei, 
sondern ganz alltäglich, weil der Staat ja immer 
schon Grundrechte durchgesetzt oder auf Grund 
von Gesetzen eingeschränkt habe, gerade, um eben 
die öffentliche Sicherheit zu schützen. Der Unter-
schied scheint mir aber hier darin zu bestehen, 
dass millionenfach und als ganz normale her-
kömmliche Standardmaßnahme eben Nichtstörer, 
Nichtverdächtigte in Anspruch genommen werden. 
Es gibt auch die Inanspruchnahme von Nichtstö-
rern im hergebrachten Polizeirecht. Das muss dort 
aber die absolute Ausnahme bleiben. Man spricht 
vom polizeirechtlichen Notstand. Hier ist es die all-
gemeine Gefahrenbekämpfungsmaßnahme, dass 
millionenfach Bürger, die nicht im Verdacht stehen 
selber infiziert zu sein oder die Viren zu verbreiten, 
ihr Geschäft, ihre grundrechtlichen Freiheiten auf 
unbestimmte Zeit aufgeben müssen. Es scheint mir 
der Sachverhalt eines Notstands zu sein. Das wirft 
das Problem auf, dass wir im Grundgesetz keinen 
Notstandsvorbehalt haben außerhalb des Verteidi-
gungsfalles. Wir haben hingegen die Regelung aus 
Artikel 19, Absatz 2 GG. Es wundert mich, dass 
diese in der bisherigen Debatte eine so geringe 
Rolle spielte. Dort steht nämlich, dass in keinem 
Falle ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt ange-
tastet werden dürfe. Das spielte bisher keine Rolle. 
Das sollte man vielleicht stärker in die Debatte mit-
einbeziehen. Weiterhin halte ich dafür, dass das 
Abstellen auf den sogenannten Inzidenzwert, also 
hier Inzidenzwert 100, der im Gesetzentwurf eine 
so große Rolle spielt, ungeeignet ist, um großflä-
chige und hochintensive Grundrechtseinschrän-
kungen zu begründen. Erstens heißt Inzidenz-
wert 100, dass von 1 000 Personen einer positiv ge-
testet wird. Es ist wissenschaftlich anerkannt, dass 
die positive Testung, wobei ein Bruchstück der 
RNA, die für Corona-Viren als typisch gilt, im Hals 
aufgefunden wird, in millionenfacher Verstärkung 
wird das sichtbar gemacht, ab CT-Wert 30 haben 
wir eine milliardenfache Verstärkung sogar, das ist 
durchaus gängig, die zur Inzidenz wird, sagt bei 
symptomfreien Personen nichts darüber aus, ob 
diese irgendwie infiziert sind oder gar die Viren 
verbreiten können. Der PCR-Test ist sinnvoll, wenn 
man einen Patienten mit Symptomen hat, um raus-
finden zu können, ob der eher Corona oder eher Vi-
rusgrippe hat, aber er ist nicht geeignet, um ein 
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massenhaftes Screening der Bevölkerung durchzu-
führen. Das muss eigentlich jedem auffallen, weil 
abends in der Tagesschau immer absolute Zahlen 
genannt werden, die in einer Woche dem RKI ge-
nannt worden sind. Dabei fällt auch dem naturwis-
senschaftlichen Laien auf, dass diese absoluten 
Zahlen völlig uninteressant sind. Interessant wäre 
immer nur ein Prozentsatz, egal wie viele Personen 
man testet, ob eintauschend oder viele Millionen. 
Wie hoch war eigentlich der Prozentsatz der positi-
ven Testungen? Wir erfahren absolute Zahlen. 
Diese sind völlig beliebig, denn je mehr Tests ich 
durchführe, desto mehr richtige wie falsche posi-
tive Testungen werde ich haben. Wie gesagt, ohne 
Symptome ist es eigentlich belanglos, was ein 
Mensch im Hals hat. Es gibt auch sicherlich zahl-
lose Personen, die mit diesen Corona-Viren inzwi-
schen symbiontisch leben. Das wäre nichts Beson-
deres. Das tun wir auch mit tausend anderen Viren. 
Das heißt, die können wir 15 Jahre lang testen, sie 
sind immer noch positiv, dann bleiben wir 15 Jahre 
im Notstand. Davon abgesehen, selbst wenn wir 
das Zugrundelegen des Inzidenzwertes 100 einmal 
völlig unkritisch sehen, würde immer noch beste-
hen bleiben, dass die Maßeinheit Landkreis natür-
lich viel zu groß ist. Wenn wir an Landkreise den-
ken, das sind oft riesige Landkreise, die von ver-
streuten Dörfern erfüllt sind. Da ist überhaupt 
keine pauschale Aussage für einen Landkreis ei-
gentlich zielführend. Drittens, das klang schon teil-
weise an, wenn man fragt, was ist denn nun eigent-
lich der Zweck des Gesetzes, was will der Gesetzge-
ber denn, was nun anders werden soll. Es ist her-
ausgestellt worden, dass die Maßnahmen keine 
neuen sind. Warum dann dieses neue Gesetz? Da 
scheint es mir doch politisch eindeutig so zu sein, 
dass der Zweck des Gesetzes darin besteht, die 
Oberverwaltungsgerichte auszuschalten. Bislang 
konnte man gegen Rechtsverordnungen, die zum 
Beispiel Ausgehverbote beinhalteten, nach 
§ 47 VwGO vor die Oberverwaltungsgerichte zie-
hen. So hat zum Beispiel das OVG Lüneburg gerade 
diese Ausgangsbeschränkungen in Hannover klar 
ausgeschaltet mit der zutreffenden Beobachtung, 
dass nicht ansatzweise dargelegt worden sei, wa-
rum eigentlich eine nächtliche Ausgangsbeschrän-
kung irgendetwas zu einer Reduzierung des Anste-
ckungsrisikos beitragen soll. Das wäre in Zukunft 
ausgeschaltet. Es bliebe nur noch die Verfassungs-
beschwerde übrig. Die Verfassungsbeschwerde, das 
kann ich aus meiner anwaltlichen Erfahrung sagen, 

ist von vornherein keine besonders zuverlässige 
Rechtsschutzform. Das würde ich etwas kritischer 
sehen als Kollege Prof. Dr. Wollenschläger, viel-
leicht aus der größeren rechtsanwaltlichen Erfah-
rung. Das fängt schon damit an, dass die Verfas-
sungsbeschwerde von der Zulassung zur Entschei-
dung abhängig ist. Es ist eigentlich gar kein Rechts-
mittel. Es ist eher ein Gnadenmittel. Dann ist es gar 
nicht so einfach, eine zulässige Verfassungsbe-
schwerde in den Augen des Gerichts zu erheben. 
Die weiteren verfassungsrechtlichen Bedenken ge-
gen § 28b sind mannigfaltiger Natur. Ich mach es 
ziemlich kurz. Wir haben hier erstens einen Über-
griff in die Kulturhoheit der Länder insofern, als 
dass der Bund hier regeln will, ab welchen Inzi-
denzwerten Schulen zu schließen sind. Das ist mir 
sehr zweifelhaft, dass der Bund das jemals darf, 
denn die Kulturhoheit bleibt bei den Ländern. Wir 
haben weiterhin das Problem der Wesentlichkeits-
theorie. Kollege Prof. Dr. Brenner hatte sich über 
die Wesentlichkeitstheorie bereits geäußert und 
zwar einseitig in dem Sinne, dass ihr nun Genüge 
getan sei, nachdem der Gesetzgeber die Sache in 
die Hand nimmt. Das kann aber im Hinblick auf die 
nun vom Bund zu erlassenden Rechtsverordnungen 
nur dann gelten, wenn wenigstens der Bundestag 
diesen Rechtsverordnungen dann zustimmen muss. 
Hier haben wir eine Wendung in diesem neuen Ge-
setzentwurf im Absatz 6. Die finde ich regelrecht 
etwas perfide. Da steht: Die Zustimmung des Bun-
destages gilt als erteilt, wenn der Bundestag nicht 
binnen sieben Tagen nach Eingang der Vorlage die 
Zustimmung verweigert hat. Wir müssen sehen, 
wir gehen auf die Sommerpause des Bundestages 
zu. Das heißt, der Bund will hier den Bundestag 
ausschalten. Der Bundestag lässt es sich gefallen. 
Das geht meines Erachtens auf gar keinen Fall. Also 
diese Passage muss raus. Die Zustimmung des Bun-
destages muss auf jeden Fall obligatorisch werden, 
und zwar auch im Sommer. Drittens, das hat sogar 
Kollege Prof. Dr. Wollenschläger schon gesagt, der 
die Sache ja weithin unkritisch sieht, es muss auf 
jeden Fall eine Befristung her, denn sonst gilt das 
Gesetz 15 Jahre. Es gilt solange bis der Bundestag 
formell diesen Corona-Notstand nach § 5 IfSG wie-
der zurücknimmt. Das habe ich schon in zurücklie-
genden Anhörungen kritisiert. Das geht auf gar kei-
nen Fall. Wir müssen das Gesetz befristen und wir 
müssen eine obligatorische Wiederbefassung des 
Bundestages auf jeden Fall haben. Kernstück der 
ganzen Sache ist, und das ist verfassungsrechtlich 
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zweifelhaft, wenn man das Gesetz ansieht, ohne 
Zweifel dieses eigenartige Ausgehverbot zwischen 
21 und 5 Uhr. Es ist nicht erkennbar, was der Sinn 
dieses Ausgehverbotes eigentlich sein soll infektio-
logisch. Denn es sieht so aus, dass man die Men-
schen ermutigen müsste und dazu anhalten müsste, 
sich möglichst viel im Freien aufzuhalten und 
nicht etwa, wenn man sich verabreden will, um 
21 Uhr schnell in einer engen Wohnküche zu ver-
schwinden und dann auch noch dort zu übernach-
ten, weil man nicht mehr auf die Straße gehen darf. 
Das ist gerade völlig kontraproduktiv. Davon abge-
sehen, das hat auch Prof. Dr. Nagel als Sachverstän-
diger aus dem naturwissenschaftlichen Bereich ge-
sagt, und weiterhin, das ist auch richtig, darauf hat 
Prof. Dr. Möllers hingewiesen, nach dem schieren 
Wortlaut von Artikel 104 GG, wo drinsteht, die Be-
wegungsfreiheit darf nur aufgrund eines Gesetzes, 
aber eben nicht durch ein Gesetz beschränkt wer-
den, ist es schon zweifelhaft, ob das überhaupt 
durch ein Gesetz bewirkt werden könnte oder ob 
hier schon auf einer ganz einfachen formellen ver-
fassungsrechtlichen Ebene, bevor man auch nur die 
Sinnhaftigkeit des Gesetzes diskutiert hat, das hier 
schon scheitern müsste. Davon abgesehen ist das 
Ausgehverbot meines Erachtens übermäßig, weil es 
erkennbar widersinnig ist, gar nicht geeignet ist, 
überhaupt etwas zur Lösung des Problems beizutra-
gen. 

Abg. Ulrich Oehme (AfD): Meine Frage geht an die 
Gesellschaft für Aerosolforschung. Sie erwähnten 
in Ihrer Stellungnahme, dass es wissenschaftlich 
fragwürdig ist, Modellrechnungen aus epidemiolo-
gischen Beobachtungen als Beweis anzuführen. 
Könnten Sie hier noch einmal möglichst ausführ-
lich, aber auch möglichst allgemeinverständlich er-
läutern, warum das fragwürdig ist und vielleicht 
auch bekannte Beispiele fragwürdiger Modellrech-
nungen nennen. Des Weiteren, in der ZDF-Sendung 
Lanz vom 14.4. haben Sie ausgeführt, dass es Stu-
dien gibt, nach denen zu 99,9 Prozent es keine In-
fektionen im Freien geben wird. Halten Sie unter 
diesen Gesichtspunkten den Maskenzwang im 
Freien für notwendig und angemessen?  

SV Dr. Gerhard Scheuch (Gesellschaft für Aerosol-
forschung e. V. (GAeF)): Auch meine Beobachtun-
gen sind nur Beobachtungen. Das sind also keine 

Studien. Auch was Prof. Dr. Lauterbach immer an-
führt sind epidemiologische Beobachtungen, die 
dann nachträglich mit Modellrechnungen versehen 
werden. Solche Beobachtungen sind nie wissen-
schaftliche Beweise. Ein wissenschaftlicher Beweis 
kann so nicht erbracht werden, sondern es kann 
durch epidemiologische Beobachtungen immer nur 
eine Hypothese aufgestellt werden. Die Hypothese 
muss anschließend durch eine wissenschaftliche 
Studie belegt werden. Das zum Thema wissen-
schaftlicher Beweis. Aber auch meine Beobachtun-
gen sind nur Beobachtungen. Wir haben eine große 
Beobachtung aus Irland und auch aus mehreren an-
deren Ländern, dass eben mehr als 99 Prozent aller 
Infektionen sich in Innenräumen abspielen. Das ha-
ben wir jetzt auch mehrfach gehört. Daher ist die 
Empfehlung unserer Gesellschaft sich auf die In-
nenräume zu konzentrieren, und dass wir also 
wirklich alle Gefahrenabwehr auf Innenräume rich-
ten und uns nicht so sehr auf die Außenräume rich-
ten.  

Abg. Christine Aschenberg-Dugnus (FDP): Meine 
Frage geht an den ESV Prof. Dr. Kingreen. Wie be-
werten Sie die im Gesetz vorgesehenen Ausgangs-
beschränkungen aus verfassungsrechtlicher Sicht?  

ESV Prof. Dr. Thorsten Kingreen: Zunächst 
möchte ich an Kollegen Prof. Dr. Möllers anschlie-
ßen. Ich fühle mich als verfassungsrechtlicher Kri-
tiker auch manchmal sehr unwohl, weil ich tat-
sächlich die dramatische Situation sehr ernst 
nehme. Wenn gerade etwas von einem Totalverriss 
des Gesetzes gesagt wurde, davon möchte ich mich 
ausdrücklich distanzieren, gleichwohl einige kriti-
sche Punkte aufwerfen. Es ist gerade schon gesagt 
worden, dass die Ausgangssperren in die körperli-
che Bewegungsfreiheit eingreifen, geschützt durch 
die Artikel 2, Absatz 2 und 104 Absatz 1 GG. Darin 
sind wir uns, glaube ich, auch alle einig, jedenfalls 
die, die sich dazu geäußert haben. Es ist gerade 
auch schon gesagt worden, dass Eingriffe in dieses 
Grundrecht nur, und das zitiere ich jetzt, „aufgrund 
eines förmlichen Gesetzes“ zulässig sind. Ich habe 
in der vergangenen Nacht in zwei Handbüchern 
und sieben Kommentierungen nachgeschlagen, was 
damit gemeint ist. Dort wird wirklich einheitlich 
die Meinung vertreten, dass ein Eingriff in die Be-
wegungsfreiheit unmittelbar durch ein Gesetz ver-
fassungswidrig ist. Ein Kommentator konnte sich 
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sogar noch nicht einmal vorstellen, dass man auf 
eine solche Idee überhaupt kommen könnte. Die 
Wendung aufgrund eines Gesetzes hat auch einen 
guten Sinn, denn üblicherweise regeln die Gesetze, 
die Festnahmen und Verhaftungen erlauben, zu-
gleich auch das Verfahren, das bei einem solch 
schwerwiegenden Grundrechtseingriff zu beachten 
ist. Diese Verfahrensvorschriften macht Artikel 104 
zu einer verfassungsrechtlichen Anforderung. Hier 
fehlen sie aber völlig. Das macht schon eine, wohl-
gemerkt eine unmittelbar über Gesetz verfügte Aus-
gangssperre, verfassungswidrig. Man muss also gar 
nicht darüber streiten, was genau sie bringt. So geht 
es jedenfalls meines Erachtens tatsächlich nicht. 
Damit sind wir beim Kernproblem, das den ganzen 
Gesetzentwurf durchzieht. Letztlich ausgerechnet 
mitten auf dem Höhepunkt der Pandemie wird jetzt 
das staats- und verwaltungsrechtliche Schutzre-
gime so fundamental geändert. Ab einem Inzidenz-
fall von 100 gelten die Schutzmaßnahmen qua Ge-
setz. Das ist gerade schon gesagt worden. Die Exe-
kutive muss da nichts mehr tun. Das ist der ent-
scheidende Unterschied zu den Ländern, zu den 
dort seit vier Monaten praktizierten Ausgangssper-
ren, die die Landesregierungen durch Rechtsver-
ordnungen erlassen haben. Die verstoßen jedenfalls 
nicht gegen Artikel 104, Absatz 1, Satz 1 GG, weil 
sie aufgrund eines förmlichen Gesetzes agieren. 
Wir schaffen da jetzt ein neues Problem ohne alte 
anzugehen. Darauf komme ich jetzt. Zur Verhältnis-
mäßigkeit muss man also eigentlich nichts sagen, 
dennoch will ich ein paar Sätze verlieren. Ich habe 
mir auch die Studien angeschaut, die bei der Geset-
zesbegründung genannt werden. Die sind erstmal 
maßgeblich für uns. Da ist man etwas ernüchtert. 
Man kann eigentlich nur feststellen, dass die Aus-
gangssperren allenfalls im Zusammenhang mit an-
deren Maßnahmen und auch nur dann vielleicht 
wirken. Man kann ihren Einfluss auf das Infekti-
onsgeschehen, so lese ich das, offenbar isoliert nur 
schwer bewerten. Ja, das Prinzip Hoffnung und so; 
irgendwas muss man doch tun. Das reicht für so 
schwerwiegende Grundrechtseingriffe tatsächlich 
nicht aus. Vielleicht nur der Hinweis: Bayern hat 
die richtigen Ausgangssperren schon seit vier Mo-
naten und heute den vierthöchsten Inzidenzwert 
aller Bundesländer, gut 30 Prozent mehr als in Ber-
lin, das bisher darauf verzichtet hat. Übrigens auch, 
um die Einkaufszeiten zu entzerren. Es ist gerade 
schon gesagt worden, Ausgangssperren haben es 
meines Erachtens in der Rechtfertigung schwer, 

weil sie ausgerechnet den Aufenthalt im Freien 
verbieten. Kann man sehr gut verkraften, wenn 
man eine Terrasse und einen schönen Garten hat. 
Aber gerade bei jungen Menschen, die häufig in be-
engten Wohnverhältnissen leben, die von den Frei-
heitsbeschränkungen ohnehin schon überproporti-
onal betroffen sind, denen muss man schon erklä-
ren, warum sie ihr von der Tageswärme aufgeheiz-
tes Zimmer abends noch nicht einmal verlassen 
dürfen, um frische Luft zu schnappen. Herr 
Dr. Scheuch hat es gerade nochmal gesagt, dass 
man die Menschen jetzt im Frühling und Sommer 
eher motivieren sollte, sich draußen zu treffen, 
denn wer tatsächlich seine Eltern zusammen tref-
fen möchte, Prof. Dr. Brenner hat es ebenfalls ge-
sagt über seine Kinder, die in einem anderen Haus-
halt leben, der macht das jetzt gerade in geschlosse-
nen Räumen, weil er nicht entdeckt werden will. 
Es wäre insgesamt sinnvoll stärker zu differenzie-
ren zwischen drinnen und draußen, übrigens auch 
im Bereich von Kultur und Gaststätten. Noch ein 
letzter Punkt zur Verhältnismäßigkeit der Maßnah-
men. Die werden natürlich dann unverhältnismä-
ßig, wenn sie nur an den Inzidenzwert anknüpfen 
und dann selbst für vollständig Geimpfte gelten. 
Also wenn das jetzt so kommt, wird unmittelbar 
ein Geimpfter in Karlsruhe gegen diese allein inzi-
denzwertabhängigen Ausgangsbeschränkungen kla-
gen. Für den ist das ein Elfmeter, meines Erachtens. 
Was kann man machen? Also die Ausgangssperren 
haben offenbar für die Befürworter wie für die Geg-
ner einen hohen politischen Symbolwert. Aber 
selbst die Befürworter müssen sich die politisch 
taktische Frage gefallen lassen, warum sie ein so 
hohes verfassungsrechtliches Risiko für eine Maß-
nahme eingehen wollen, die ohnehin keinen Eck-
pfahl bei der Pandemiebekämpfung darstellt. Weil 
die Ausgangssperre jetzt direkt im Gesetz steht, 
kann man nur noch vor dem BVerfG klagen. Dem 
BVerfG mutet man da eigentlich einen unmögli-
chen Spagat zu. Entweder müssen die aus Gründen 
der Staatsraison auf fragwürdiges Durchdenken 
oder mit einer stattgebenden Verfassungsbe-
schwerde die politische Legitimation der Schutz-
maßnahmen aushöhlen. Das kann außer Corona-
Leugnern wirklich keiner wollen. Meines Erach-
tens, und das ist jetzt der allerletzte Punkt dazu, 
gibt es eine Lösung mit der alle leben können 
müssten. Das Gesetz könnte Ausgangssperren nach 
wie vor als Element des …. vorsehen. Es gäbe also 
einen bundeseinheitlich verpflichtenden Rahmen. 
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Es sollte diese Ausgangssperren aber nicht mehr 
selbst anordnen, sondern die Voraussetzung defi-
nieren, unter den die Länder sie anordnen können 
oder müssen. Hier helfen sicherlich Korridorlösun-
gen mit gewissen Spielräumen. Das hätte den Vor-
teil, dass die Länder schon nach geltendem Recht 
Rechtsverordnungen erlassen können, die nicht al-
lein auf Inzidenzwerte abstellen und jetzt schon 
Ausnahmeregelungen für Geimpfte vorsehen. Auch 
dann bleiben Bedenken hinsichtlich der Verhält-
nismäßigkeit, aber darüber entscheiden dann die 
Oberverwaltungsgerichte und nicht das BVerfG.  

Abg. Christine Aschenberg-Dugnus (FDP): Meine 
nächste Frage geht wieder an den ESV Prof. 
Dr. Kingreen. Gestatten Sie mir noch den Hinweis, 
das liegt nicht an uns, dass Sie nachts noch diese 
Kommentare lesen mussten. Auch wir hätten uns 
gewünscht, dass wir mehr Zeit gehabt hätten, uns 
dieses Gesetz vorzunehmen. Aber zu meiner Frage, 
auch wenn es mit den Impffortschritt nur schlep-
pend voran geht, werden in absehbarer Zeit immer 
mehr Menschen vollständig geimpft sein. Sind 
diese Rechte für Geimpfte hier ausreichend gewür-
digt? 

ESV Prof. Dr. Thorsten Kingreen: Ich halte es für 
verfassungsrechtlich zwingend, dass Ausgangs- 
und Kontaktbeschränkungen nicht für Geimpfte 
gelten und die Ausarbeitung der Wissenschaftli-
chen Dienste, die heute Morgen herum ging, sagte 
sogar, dass in der Verfassungsrechtswissenschaft, 
ich zitiere „überwiegend, falls nicht sogar einhel-
lig“ das so vertreten wird. Der Gesetzentwurf stellt 
jetzt gleichwohl Erleichterungen und Ausnahmen 
in das Ermessen der Bundesregierung, die das in ei-
ner Rechtsverordnung vorsehen kann aber nicht 
muss. Für die Länder, die bei einer Inzidenz unter 
100 nach wie vor zuständig werden, gibt es merk-
würdigerweise gar keine Regelung. Soll das im Um-
kehrschluss heißen, dass sie gar keine Erleichte-
rung vorsehen dürfen? Meines Erachtens zeigt das 
exemplarisch, dass man in der Hektik der Gesetzge-
bung gar nicht mehr gedacht hat, das Verhältnis 
zwischen § 28a und § 28b zu klären. Dieses Neben-
einander zweier Rechtsregime, dadurch wird alles 
nur noch komplizierter und ineffektiver. Die 
Rechtsverordnungsermächtigung selbst ist verfas-
sungsrechtlich nicht haltbar, weil Freiheit nicht 
nach Ermessen zugestanden wird, sondern einfach 

da ist. Für die Ausgangsbeschränkungen wäre die 
Verfassungswidrigkeit nicht so ein Problem, wenn 
man mal einem Vorschlag folgen würde, sie in der 
Regelungskompetenz der Länder zu belassen. Die 
können dann Ausnahmen vernünftig regeln, was 
sie zum Teil sogar schon tun. Bei den Kontaktbe-
schränkungen, die weiterhin per Gesetz eintreten 
würden, hat man ein Problem. Ich würde also gene-
rell empfehlen, den Status des Immunen in das 
IfSG aufzunehmen und bei den Eingriffsgrundlagen 
bestimmen, ob sie für Immune gelten oder nicht.  

Abg. Christine Aschenberg-Dugnus (FDP): Sie hat-
ten es eben schon angesprochen mit dem Elfmeter, 
die vorgeschlagenen Maßnahmen einzig an den In-
zidenzwert zu stützen. Was halten Sie aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht davon? 

ESV Prof. Dr. Thorsten Kingreen: Als Rechtswis-
senschaftler mische ich mich nicht in virologisch-
epidemiologische Fragestellungen ein, sondern 
kann nur ganz allgemein sagen, dass der Gesetzge-
ber natürlich gehalten ist, sich an wissenschaftli-
chen Erkenntnissen zu orientieren. Er muss umso 
genauer hinschauen, je tiefgreifender die Grund-
rechtseingriffe sind. Das geltende Recht sieht für 
die Landesrechtsverordnungen schon jetzt vor, dass 
nicht nur die Inzidenzwerte zum Maßstab genom-
men werden müssen. Daher ist der Gesetzentwurf 
jetzt leider ein Rückschritt, weil er für schwerwie-
gende Grundrechtseingriffe wieder nur den Inzi-
denzwert für maßgeblich erklärt. Die letzten Wo-
chen haben gerade gezeigt, dass es irgendwie auch 
politisch fatal ist. Man wähnte sich in falscher Si-
cherheit, weil die Inzidenzwerte bis heute niedriger 
liegen als zu Weihnachten, aber die Lage ist ganz 
offensichtlich, dass hat das DIVI auch gerade ge-
schildert, dramatischer, weil die nun hauptsächlich 
betroffenen unter 70 Jährigen viel länger auf den In-
tensivstationen verweilen. Das bildet eben keinen 
Inzidenzwert ab. 

Abg. Dr. Achim Kessler (DIE LINKE.): Meine erste 
Frage geht an den DGB. Welche Probleme sehen Sie 
zurzeit beim Schutz von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in der Pandemie? Wie könnte die 
Änderung des IfSG ihrer Meinung nach genutzt 
werden, um die Beschäftigten besser zu schützen 
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und die Umsetzung von Schutzmaßnahmen kon-
trollieren zu können? 

SV Markus Hofmann (Deutscher Gewerkschafts-
bund (DGB)): Wir sehen derzeit, das zeigen auch 
erste vorsichtige Studien aus Düsseldorf, dass über-
all da, wo produktiv gearbeitet wird, die Inzidenz-
zahlen deutlich höher sind als in den Kreisen, wo 
das nicht der Fall ist. Also es ist ein Indiz dafür, 
dass der Beschäftigungsort, die Arbeit, ein Ort ist, 
wo die Menschen gefährdet sind, und dass insbe-
sondere die Wege zum Arbeitsort eine zusätzliche 
Gefährdung darstellen. Der Gesetzgeber hat zwei-
felsohne beziehungsweise die Bundesregierung mit 
der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung ver-
sucht, das seinige dazu zu tun. Wir erleben aber 
nach wie vor ein diffuses Verhalten in Betrieben 
und um den Betrieb herum. Sie haben die Debatte 
um die Testpflicht von Seiten der Arbeitgeber mit-
bekommen. Wir wünschen uns sehr, dass von Sei-
ten der Arbeitgeber das Testgeschehen, um das tat-
sächliche Infektionsgeschehen vor Ort in den Be-
trieben und rund um den Betrieb herum gut identi-
fizieren zu können, dass das ausgeweitet wird. 
Dazu hätte man natürlich das IfSG nutzen können. 
Darüber hinaus bedauern wir natürlich sehr, dass 
die Fragen des Homeoffice, des mobilen Arbeitens 
immer noch in dem Kann-Bereich liegen, also 
keine weitere Verpflichtung an der Stelle besteht, 
dort, wo es tatsächlich möglich ist, zwingend den 
Beschäftigten, die das können und wollen, auch 
Homeoffice anzubieten. Das will heißen, es gibt ge-
rade im Kontext Arbeit noch einige Möglichkeiten, 
den Arbeits- und Gesundheitsschutz der Beschäf-
tigten deutlich zu verbessern und verpflichtend zu 
verbessern. Das ist in dem Gesamtkontext des Ge-
setzesvorhabens nicht der Fall.  

Abg. Pia Zimmermann (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht an den VdK. Sie halten eine gesetzliche Rege-
lung für den Umgang mit Kontakt- und Besuchsein-
schränkungen in Pflege- und Behinderteneinrich-
tungen für erforderlich und für möglich. Können 
Sie das bitte kurz begründen? Welche Vorschläge 
haben Sie dazu? 

SV Madeleine Viol (Sozialverband VdK Deutsch-
land e. V.): Ganz kurz zur Klarstellung Ihrer Frage: 
Es gibt gesetzliche Regelungen, aber es bedarf einer 

gesetzlichen Regelung auf Bundesebene. Wir bitten 
deshalb die Bundesregierung eindringlich, jetzt die 
Chancen mit dem Vierten Bevölkerungsschutzge-
setz zu ergreifen und den Wirren aus den oft undif-
ferenzierten Landesrechtsverordnungen zu Be-
suchseinschränkungen und -verboten in Pflege- 
und Behinderteneinrichtungen ein Ende zu setzen. 
Das ist für uns prioritär. Kein anderer Lebensbe-
reich untersteht nämlich so massiven Restrektio-
nen, ist aber als erster immunisiert worden. In den 
Landesrechtsverordnungen findet der Bezug zu ei-
ner Impfquote der Bewohnerschaft oft keine Be-
rücksichtigung wie in Baden-Württemberg, oder es 
kommt zu nebulösen Umschreibungen wie in 
Schleswig-Holstein, nachdem eine Lockerung der 
Besuchseinschränkungen möglich wird, wenn dort 
eine abgeschlossene Impfserie vorliegt; was auch 
immer das sein mag. Eine Ausnahme ist Branden-
burg. Die nehmen direkt Bezug auf eine bestimmte 
Prozentzahl an geimpften Bewohnern als Zielmarke 
für Öffnungen. Die Gesundheitsministerkonferenz 
hat an die Heimbetreiber appelliert, dass diese sich 
doch um die Balance zwischen Schutz- und Selbst-
wirksamkeit kümmern sollten. Interessante Wort-
wahl, weil mit der Selbstwirksamkeit die Rückgabe 
der Freiheitsrechte gemeint ist. Aber dieser Appell 
offenbart für uns nur, dass es eine kollektive Un-
willigkeit gibt anzuerkennen, dass Kontaktbe-
schränkungen für Geimpfte verfassungswidrig sind, 
weil sie nicht mehr als infektiös gelten, wenn wir 
dem RKI folgen. Heimträger und Heimleitungen 
sind aber mit dieser politischen Verantwortungs-
verlagerung total überfordert. Sie fürchten nämlich 
Verhaftungsfälle und ein Imageschaden und wägen 
dann zwischen Freiheit und Sicherheit nicht mehr 
ab, sondern gehen den leichteren Weg der Sicher-
heit. Das heißt: Türe zu. Uns erreichen als Sozial-
verband tagtäglich Beschwerden von Angehörigen, 
dass sie weiterhin kein Besuchsrecht haben.  

Abg. Harald Weinberg (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht an die ESVe Dr. Kießling. Sie knüpft an das 
an, was wir eben hatten, die Entscheidung, wie für 
geimpfte oder getestete Menschen die Grundrechte 
wiederhergestellt werden können. Das ist nach un-
serer Ansicht sehr grundrechtswesentlich. Nun soll 
der Bundestag nur die Möglichkeit erhalten, ob er 
die Verordnungen abnicken möchte oder nicht. Ist 
dem Wesentlichkeitsgrundsatz des Verfassungs-
rechts nach Ihrer Ansicht damit ausreichend Rech-
nung getragen? 
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ESVe Dr. Andrea Kießling: Ich finde es auch 
schwierig, dass man das nur im Rahmen der 
Rechtsverordnung irgendwie ermöglichen will, also 
dass man das als Rückausnahme sozusagen vor-
sieht durch die Verordnung, und dass das dann al-
lein der Bund entscheiden kann, ob er das machen 
möchte. Ich finde, das ist eine ganz grundsätzliche 
Frage, die auch nicht nur § 28b betrifft, sondern 
§ 28a und eigentlich auch die §§ 28 und 29 bis 31, 
also die Quarantäne zum Beispiel. Deswegen sollte 
man das an zentraler Stelle im IfSG aufnehmen. 
Also entweder so, wie Prof. Dr. Kingreen das vorge-
schlagen hatte, als eigene Kategorie vorne bei § 2, 
oder dass man das im § 28, der die Grundnorm aus 
diesem Regelungskomplex darstellt, regelt, sodass 
man das wirklich für alle Bereiche hat und damit 
auch die Länder wissen, dass sie da eine Regelung 
treffen dürfen und letztlich treffen müssen.  

Abg. Dr. Achim Kessler (DIE LINKE.): Die Frage 
geht an den Caritasverband. Sie haben Nachbesse-
rungsbedarf moniert in Bezug auf die Regelungen 
zu Asyl- und Gemeinschaftsunterkünften. Können 
Sie uns das bitte einmal kurz darstellen? 

SVe Dr Elisabeth Fix (Deutscher Caritasver-
band e. V. (Caritas)): Das kann ich gern kurz ma-
chen. Es ist vorgesehen bei den Einschränkungen 
die gastronomischen Angebote, Speisesäle, in me-
dizinischen und pflegerischen Einrichtungen aus-
zunehmen. Das ist auch richtig. Allerdings müssen 
dann die Ausnahmen erweitert werden auf Ge-
meinschaftsunterkünfte, wie Asylunterkünfte, an-
dere Massenunterkünfte und zum Beispiel Justiz-
vollzugsanstalten. Da sehen wir entsprechenden Er-
gänzungsbedarf.  

Abg. Dr. Achim Kessler (DIE LINKE.): Unsere letzte 
Frage geht an den SoVD. In welcher Weise sehen 
Sie Frauen, Kinder und andere Personengruppen 
von den geplanten Ausgangsbeschränkungen be-
sonders betroffen? Welche Forderungen haben Sie 
dazu? 

SV Denis Peikert (Sozialverband Deutschland e. V. 
(SoVD)): Aktuell ist es so, dass durch Homeoffice, 
Kurzarbeit und Lockdown die Alltagsstrukturen 
der Menschen weggebrochen sind beziehungsweise 

sie sind stark verändert. Gleichzeitig nehmen Sor-
gen um die berufliche Zukunft und die familiären 
Belastungen weiter zu, sodass Menschen mit und 
ohne psychische Erkrankungen mehr und mehr an 
ihre Belastungsgrenze kommen mit der Folge, dass 
die Gewalt in Paarbeziehungen und Familien noch 
schneller eskaliert als vor der Pandemie. Wir erle-
ben daher, dass die häusliche Gewalt an Männern, 
aber natürlich insbesondere an Frauen und Kin-
dern während der Corona-Pandemie deutlich zuge-
nommen hat. Das wird uns auch von unseren Bera-
tungsstellen vor Ort so widergespiegelt. Die Dun-
kelziffer ist hier natürlich erwartungsgemäß sehr 
groß. 

Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Die erste Frage richtet sich an die 
ESVe Dr. Kießling. Was sind Ihre entscheidenden 
Kritikpunkte insbesondere in verfassungsrechtli-
cher, verfassungspolitischer und rechtssystemati-
scher Hinsicht an diesem Gesetzentwurf? 

ESVe Dr. Andrea Kießling: Ich möchte noch ein-
mal eine Frage aufwerfen, die ein bisschen am 
Rande nur am Anfang angesprochen wurde: Was ist 
eigentlich das Ziel des § 28b. Da steht jetzt die Zahl 
von 100 als Inzidenzwert drin, ab wann sie greift. 
Das wirft dann die Frage auf, in welchem Verhält-
nis das eigentlich zu § 28a steht. Dort ist von 35 
und von 50 die Rede. Da hatte man auch einmal 
Gründe dafür, diese Werte zu nennen. Das sind die 
Kontaktnachverfolgungen der Gesundheitsämter. 
Das sind die Schwellen, bis dahin schaffen sie es. 
Es wird zum Teil kritisiert, dass man das eigentlich 
sogar noch niedriger ansetzen muss. Jetzt soll diese 
Bundesnotbremse erst bei 100 greifen. Man kann 
natürlich sagen, vorher sind die Länder zuständig 
und dann erst wird der Bund einheitlich tätig be-
ziehungsweise dann gilt das unmittelbar durch Ge-
setz. Aber warum wird das dann, wenn fünf Tage 
die Schwelle von 100 unterschritten wird, sofort 
wieder aufgehoben? Dadurch pendelt man sich bei 
der 100 ein. Da muss man wirklich die Frage stel-
len, ob das reicht, ob das das Ziel, das wurde ganz 
am Anfang einmal angesprochen, das auch im 
§ 28a, Absatz 3 steht, dass man die Funktionsfähig-
keit des Gesundheitssystems und auch natürlich 
die staatliche Schutzpflicht für Leben und Gesund-
heit schützen will; was natürlich sehr abstrakt ist. 
Hier müsste man nochmal näher bestimmen, was 
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das eigentlich heißt. Aber wenn wir uns um die 
100 einpendeln, reicht das überhaupt? Reichen die 
Maßnahmen, die im § 28b stehen? Reichen die 
auch aus, um überhaupt das zu drücken? Jetzt sind 
wir bundesweit bei 160. Schaffen wir es vielleicht 
nur bei 160 zu bleiben? Schaffen wir es überhaupt, 
zur 100 zurückzukommen? Unklar ist auch das 
Verhältnis zum § 28a, Absatz 2. Das möchte ich 
nochmal ausdrücklich sagen. Darin steht, nächtli-
che Ausgangssperren sind, genau wie Versamm-
lungsverbote und Betretungsverbote für Pflege-
heime, Ultima Ratio. Schulschließungen und 
Kitaschließungen sind gar nicht genannt in diesem 
Absatz 2. Das kann man auch kritisieren. Das 
macht viel Sinn, diese da auch reinzuschreiben. 
Aber sie stehen da nicht drin. Die Ausgangssperren 
soll es jetzt ab der Inzidenz von 100 geben und die 
Schulschließungen ab 200. Wenn man sich die 
Zahlen nur für Kinder anguckt, liegen die meistens 
sogar eher schon bei 230 oder so, wenn der Durch-
schnittswert bei 200 liegt. Also da müsste man 
auch das Verhältnis klären zum § 28a. Das wider-
spricht sich einfach, wie man das jetzt regelt. An-
sonsten möchte ich mich Herrn Prof. Dr. Kingreen 
und Herrn Prof. Dr. Möllers voll umfänglich an-
schließen, was einmal die Rechtsschutzfrage an-
geht, und das, was Herr Prof. Dr. Möllers ausführ-
lich gesagt hatte und auch was gesagt wurde zu Ar-
tikel 104, dass man Ausgangssperren nicht unmit-
telbar durch das Gesetz anordnen kann.  

Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Meine Frage richtet sich auch an 
die ESVe Dr. Kießling. Sie sind ja schon auf Ihre 
Kollegen zum Teil eingegangen. In Ihrer Stellung-
nahme sagen Sie, dass ein dringendes Eingreifen 
notwendig ist, und dass es eigentlich nicht um eine 
Notbremse sondern um eine Schubumkehr gehen 
sollte. Können Sie, vielleicht auch anhand der Äu-
ßerungen, die schon von den Kollegen, zum Bei-
spiel von Prof. Dr. Kingreen, aber auch von Ihrer ei-
genen Stellungnahme, noch einmal beschreiben, 
worin diese Schubumkehr bestehen müsste?  

ESVe Dr. Andrea Kießling: Schubumkehr soll eben 
heißen, es geht nicht darum, dass wir das nur 
bremsen, und dass wir dann bei 160 bleiben oder 
vielleicht bei 100, aber dann bei 100 bleiben, son-
dern, dass die Zahlen wirklich heruntergehen. 
Dann sollte man auch Maßnahmen ergreifen, die 

das wirklich nachhaltig erreichen. Die Ausgangs-
sperren, ich glaube, niemand bezweifelt, dass die 
irgendwie ein paar Infektionen verhindern, aber es 
sind eben im Verhältnis zum Grundrechtseingriff 
dann doch sehr wenige. Frau Dr. Bunte hatte auch 
geschildert, wo die meisten Infektionen ansonsten 
stattfinden, bei der Arbeit, in den Schulen und 
Kitas. Ich will jetzt dafür plädieren, da konkret ir-
gendwelche Maßnahmen zu treffen. Da hätte man 
einen größeren Effekt. Das hatte Prof. Dr. Nagel 
auch ausgeführt. Noch einmal zu den Ausgangsbe-
schränkungen: Ich bin da grundsätzlich sehr kri-
tisch und sehe dieses Argument, dass man im pri-
vaten Raum das alles gar nicht polizeilich kontrol-
lieren kann, und dass man dann mehr polizeiliche 
Präsenz bräuchte. Das brauchen wir bei nächtli-
chen Ausgangssperren auch. Das heißt, dann muss 
die Polizei eigentlich nachts durch die Straßen fah-
ren und gucken, wer da noch herumläuft. Das mag 
einfacher sein, als wenn Sie jetzt irgendwo gucken 
muss, wo sind die Leute in den Innenräumen. Die 
Polizei muss aber herumfahren und jemanden, der 
sich auf der Straße aufhält, und da wird es viele ge-
ben, die von der Arbeit kommen zum Beispiel oder 
andere Gründe haben, die dann auch im Gesetz ge-
nannt werden, theoretisch alle fragen, was sie ge-
rade draußen machen? Das ist die Frage, ob das 
auch etwas sein soll, was so als Bild an die Bevöl-
kerung vermittelt wird an der Stelle. Und letztlich 
ist das auch etwas, wenn ein Land da eher dem 
Ganzen kritisch gegenübersteht, man kann so eine 
Ausgangssperre dann auch wieder unterwandern, 
indem man das eben einfach nicht kontrolliert. 
Dann hat man da eine Notbremse, die vielleicht an 
der Stelle gar nicht wirkt, weil die Kontrolle durch 
die Länder entfällt. Dann ist es natürlich etwas an-
deres als Maßnahmen, die ebenso wie andere 
Dinge, wo man irgendetwas organisieren muss, wo 
alle sofort merken, passiert da jetzt etwas oder 
nicht. Bei den Ausgangssperren kann man das rela-
tiv einfach unterlaufen.  

Abg. Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Eine Frage hätte ich an den ESV Prof. Dr. Na-
gel. Sie hatten vorhin schon einige Aspekte ausge-
führt, vielleicht noch einmal konkret nachgefragt: 
Sind die hier im Rahmen der Gesetzesänderung, 
vorgesehenen Maßnahmen gemäß Ihrer Modulation 
ausreichend, um die Infektionszahlen rasch in die 
Tiefe zu bringen oder was müsste als Alternative 
passieren, damit dies effektiv geschehen würde? 
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ESV Prof Dr. Kai Nagel: Für eine schnelle Schub-
umkehr reicht das, was derzeit diskutiert wird, 
nicht aus. Das war auch das, was ich versucht habe 
zu sagen, dass eine sehr viel besser wirkende Maß-
nahme wäre, das komplette Verbieten von Kontak-
ten in Innenräumen. Das ist, insofern muss man 
sich vielleicht auch bisschen richtig stellen, wir ha-
ben erhebliche Infektionen bei der Arbeit, wir ha-
ben erhebliche Infektionen in Schulen, und das 
sind sicher auch Orte, wo etwas geleistet werden 
muss. Aber es sind eben auch die privaten Besu-
che, wo irgendetwas gemacht werden muss. Es ist, 
um das vielleicht noch einmal zu präzisieren, die 
Ausgangssperren leisten einen Beitrag, das sind 
vielleicht 25 Prozent der Miete laut unseren Model-
len, aber das ist auch kohärent mit Studien, die an-
derswo stattfinden. Aber man kann das auch sehr 
viel besser machen, indem man generell sagt, es 
gibt gegenseitige Besuche nur noch bei Vorliegen 
eines Schnelltests oder Vorliegen einer Impfung. 
Ich glaube, die Zielrichtung wäre dann einfach sehr 
viel besser. 

Abg. Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Eine weitere Frage an die DIVI. Auch hier 
noch einmal nachgefragt: Sie hatten gesagt, es sind 
dramatische Zustände, es muss jetzt konsequent 
eingeschritten werden. Reicht das, was auf dem 
Tisch ist Ihres Erachtens aus, um die dramatischen 
Zustände auf den Intensivstationen besser unter 
Kontrolle zu bringen? 

SV Prof. Florian Hoffmann (Deutschen Interdiszip-
linären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedi-
zin e. V. (DIVI): Wir stehen für die Intensivmedizin, 
das heißt, mir obliegt es nicht, jetzt über diese Maß-
nahmen zu entscheiden. Wir glauben, dass jede In-
fektion und jeder Kontakt, den wir in nächster Zeit 
reduzieren können, wir müssen das maximal ma-
chen. Es hilft jetzt überhaupt nichts wieder halbe 
Lösungen zu machen. Wir brauchen jetzt drei Wo-
chen wirklich eine komplette Notbremse, um die 
Intensivstationen wieder zu entlasten. Es ist auch 
so, dass die Patienten auf den Intensivstationen im-
mer jünger werden und das diese Stationen an die 
Belastungsgrenze bringt. Das heißt, ich kann nicht 
jede Maßnahme in der letzten Konsequenz beurtei-
len. Aber wir fordern und wünschen uns wirklich, 
dass jeder in diesem Land jetzt verstanden hat, dass 
wir wirklich mit dem Rücken zur Wand stehen, 

und dass wir es jetzt sofort brauchen und in der 
maximalen Ausprägung, um alle weiteren Personen 
zu schützen, dass sie nicht krank werden, und dass 
wir keine weitere Zunahme auf den Intensivstatio-
nen haben werden. 

Der Vorsitzende: Dann sind wir am Ende unserer 
Anhörung angelangt. Ich darf mich bei allen Sach-
verständigen ganz herzlich bedanken, aber auch bei 
den einzelnen Fraktionen. Ich denke, wir haben 
viele Informationen, die wir dann über das Wo-
chenende aufarbeiten können, damit wir nächste 
Woche mit dem Gesetz weitermachen können und 
es dann auch abschließen können. Ich schließe die 
Anhörung und wünsche allen über das Wochen-
ende eine gute Beratung und ein bisschen Erho-
lung. 

Schluss der Sitzung: 16:06 Uhr 
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